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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Bundesrat gab im Sommer den Vorentwurf für ein Telefonüberwachungsgesetz in
die Vernehmlassung. Dieser sieht vor, dass Telefonabhörungen grundsätzlich nur noch
bei schweren Delikten (d.h. solchen, die mit Zuchthaus bestraft werden), nicht aber bei
Vergehen zulässig sein sollen. Damit würde die Anzahl der Straftatbestände, bei denen
eine Abhörung vom Richter angeordnet werden kann, auf rund die Hälfte reduziert. Bei
Vergehen soll eine Überwachung nur unter bestimmten Bedingungen erlaubt sein (z.B.
bei Delikten mit hohen Schadensummen). Als Konsequenz aus der auf Anfang 1998
geltenden Liberalisierung der Telekommunikation möchte der Bundesrat zudem eine
neue zentrale Stelle für die bisher von der PTT durchgeführte Telefonabhörung
schaffen. Die Reaktionen der Parteien fielen geteilt aus. Die Bürgerlichen möchten den
Richtern erlauben, auch zukünftig bei Vergehen eine Überwachung anzuordnen, da oft
die Aufklärung kleinerer Delikte auf die Spuren des organisierten Verbrechens führen
würden. Für die SP hingegen waren die Vorschläge zu wenig restriktiv. Sie
befürworteten eine Liste, welche die Verbrechen, bei denen eine Abhörung erlaubt ist,
abschliessend aufzählt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.09.1997
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Anfangs Juli stellte der Bundesrat seine Botschaft zu zwei Bundesgesetzen über die
Post- und Telefonüberwachung resp. die Tätigkeit von verdeckten Ermittlern vor. Die
Vorschläge für die Postüberwachung und Telefonabhörung entsprachen weitgehend
dem Vernehmlassungsprojekt. Die Vergehen, bei deren Verfolgung oder Verhinderung
eine Überwachung angeordnet werden kann, wurden jedoch präzisiert, indem sie in
einem Katalog aufgezählt sind. Dieser ist allerdings keineswegs so restriktiv, wie er von
der SP gefordert worden war. Die Bedingungen, unter denen eine richterliche Behörde
im Rahmen einer Untersuchung eine Überwachung anordnen darf (die von einem
übergeordneten Justizorgan zu genehmigen ist), wurden gegenüber den geltenden
Bestimmungen und der bisherigen Praxis etwas verschärft. Anstelle eines blossen muss
nun ein konkreter Tatverdacht vorliegen; wie bis anhin soll es dabei um eine
gravierende strafbare Handlung gehen, die mit anderen Ermittlungsmethoden
ungenügend hat aufgeklärt werden können. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.1998
HANS HIRTER

Um die Ermittlung im Strafverfahren auch bei technologischem Fortschritt in den
Kommunikationstechnologien sicherzustellen, beauftragte der Bundesrat das EJPD mit
der Totalrevision des Bundesgesetzes über die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs (BÜPF). Das Gesetz regelt die Überwachung von Personen, gegen die
ein dringender Verdacht auf Begehung einer schweren Straftat besteht. In diesen Fällen
sollte neu unter strengen Voraussetzungen der Einsatz von sogenannten Staatstrojanern
erlaubt sein. Laut Botschaft gehe es jedoch ausschliesslich um die Überwachung
verschlüsselter Internetkommunikation und nicht um das Ausspionieren privater Räume
via Webkameras und Mikrofone. Ausserhalb des Strafverfahrens soll nur dann eine
Überwachung durchgeführt werden, wenn eine vermisste Person gesucht oder nach
einer geflohenen Person gefahndet werden soll. Die Rechtskommission des Ständerates
hat 2013 mit der Diskussion der Vorlage begonnen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.2013
NADJA ACKERMANN

Als Erstrat behandelte der Ständerat den Entwurf einer Totalrevision des
Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs
(BÜPF). Die Gesetzesänderung sollte vor allem sicherstellen, dass der verschlüsselte
Fernmeldeverkehr auch bei künftigen technologischen Entwicklungen im Rahmen der
Strafverfolgung weiterhin überwacht und nicht für kriminelle Taten missbraucht werden
kann. So sollte eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden für Überwachungen mit
sogenannten Staatstrojanern (Government Software/GovWare), deren Einsatz im
Rahmen eines Strafverfahrens möglich ist, wenn er von der Staatsanwaltschaft
beantragt und vom zuständigen Zwangsmassnahmengericht genehmigt wurde. Bisher ist
eine Überwachung nur bei der Notsuche nach einer vermissten Person erlaubt. Neu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2014
NADJA ACKERMANN
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sollten auch Anbieter von Post- und Fernmeldediensten zur Mitwirkung an
Überwachungen verpflichtet werden können. Als Gegenzug erhielten sie eine
Entschädigung. Es war denn auch dieser Punkt, der im Ständerat mehr zu reden gab als
der Einsatz der Staatstrojaner und deren Vereinbarkeit mit den Grundrechten. Mit 27 zu
13 Stimmen bei einer Enthaltung entschied sich dennoch eine Ratsmehrheit dafür, die
Anbieter zu entschädigen. Eine weitere Abweichung vom bundesrätlichen Entwurf
ergab sich bei der Aufbewahrungsdauer der Randdaten. Während der Bundesrat die
Frist allgemein von sechs auf zwölf Monate verlängern wollte, sprach sich der Ständerat
nur beim Fernmeldeverkehr, nicht aber beim Postverkehr, dafür aus. Der Ständerat
nahm den abgeänderten Entwurf mit 30 zu 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Im Juli
formierte sich ein Bündnis von linken Gruppierungen – darunter die Juso, die Grünen,
die jungen Grünen, die Piratenpartei und die Nichtregierungsorganisation „Digitale
Gesellschaft“ – und Telekommunikationsanbietern, welches gegen die Büpf-Revision
das Referendum erwog. 4

Im Zuge der Totalrevision des BÜPF hatte sich der Nationalrat in der Sommersession
2015 als Zweitrat mit dem Interessenskonflikt zwischen einer wirksamen Strafverfolgung
und dem Persönlichkeits- bzw. Datenschutz zu befassen. Die zwei Hauptanliegen der
Vorlage sind erstens die Ausweitung der Vorratsdatenspeicherung und zweitens die
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den Einsatz von Staatstrojanern (GovWare).
Im Vorjahr hatte der Ständerat als Erstrat nicht viel am Entwurf des Bundesrates
geändert. In der grossen Kammer stiess die Vorlage jedoch auf mehr Widerstand. Nach
einer emotionalen Eintretensdebatte lehnte der Nationalrat einen Minderheitsantrag
der RK-NR auf Rückweisung des Geschäfts an den Bundesrat  mit 128 zu 50 Stimmen
bei 7 Enthaltungen ab. Die Minderheit um Daniel Vischer (gp, ZH) wollte den Bundesrat
damit beauftragen, eine Vorlage ganz ohne Vorratsdatenspeicherung vorzulegen und
den Einsatz von Staatstrojanern auf schwere Gewaltverbrechen zu beschränken. In der
Detailberatung zeigte sich, dass die Vorlage schon in der Kommission umstritten
gewesen war, musste die grosse Kammer doch über mehr als 40 Minderheitsanträge
abstimmen. In einem ersten Beratungsblock befasste sich der Nationalrat mit den
Randdaten und brachte in diesem Bereich zwei Änderungen an: Erstens müssen
Anbieter von Postdiensten die Randdaten während eines Jahres aufbewahren anstatt
wie vom Ständerat beschlossen nur während sechs Monaten und zweitens müssen
Anbieter von Fernmeldediensten ihre gespeicherten Daten in der Schweiz
aufbewahren. Im zweiten Block befasste sich die grosse Kammer mit Staatstrojanern
und fügte einen neuen Artikel in die Strafprozessordnung und den Militärstrafprozess
ein, welcher effiziente Massnahmen gegen den Missbrauch von GovWare bieten soll,
indem die festgeschriebenen Voraussetzungen sicherstellen, dass die Programme nur
das gesetzlich Zulässige tun können. Ausserdem soll die Beschaffung und Freigabe
solcher Programme zentral geregelt und einem Dienst des Bundes übertragen werden.
Zum Schluss der Beratung diskutierte der Nationalrat in einem dritten Block die
allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes. Hier wurde mit Stichentscheid des
Präsidenten Rossini (sp, VS) ein Minderheitsantrag gutgeheissen, mit dem das Vorgehen
geregelt wird, wenn Sicherheitslücken in Überwachungssystemen festgestellt werden:
Der Bundesrat muss den EDÖB sowie die Öffentlichkeit darüber informieren und bei
erheblichen Sicherheitslücken den Betrieb des betroffenen Systems bis zur Behebung
des Mangels einstellen. In der Gesamtabstimmung stimmte die grosse Kammer der
Vorlage mit 110 zu 65 Stimmen bei 9 Enthaltungen zu. Unterstützt wurde das Geschäft
vor allem von der politischen Mitte, während es die geschlossene grüne Fraktion sowie
die Mehrheiten der SP- und SVP-Fraktionen ablehnten. Sie monierten vor allem einen
zu starken Eingriff in die Persönlichkeitsrechte und den Datenschutz.

In der Wintersession desselben Jahres begann der Ständerat mit der
Differenzbereinigung und folgte in allen Punkten den Anträgen seiner
Rechtskommission. So strich er die vom Nationalrat aufgenommenen Bestimmungen
über das Vorgehen bei Sicherheitslücken wieder aus dem Gesetz mit der Begründung,
dass Fragen der Informatiksicherheit ins Datenschutzrecht gehörten und hier fehl am
Platz seien. In Bezug auf die Aufbewahrungsdauer von Randdaten vollzog die kleine
Kammer eine Kehrtwende und beschloss nun, die Fristen sowohl für den Post- als auch
für den Fernmeldeverkehr bei sechs Monaten zu belassen. In erster Lesung hatte sie die
Verlängerung auf zwölf Monate beim Fernmeldeverkehr noch gutgeheissen. Als einen
Grund für diese Umkehr nannte Kommissionssprecher Stefan Engler (cvp, GR) das
drohende Referendum: Die Vorratsdatenspeicherung sei per se schon umstritten,
weshalb die Erhöhung auf zwölf Monate womöglich die Chancen eines allfälligen
Referendums verbessern und damit die gesamte Vorlage gefährden könnte, was auf
keinen Fall im Interesse der Strafverfolgungsbehörden liege. Bundesrätin Simonetta

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2015
KARIN FRICK
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Sommaruga begrüsste diesen Kompromiss und betonte, die Frist sei sekundär, solange
die Vorlage als Ganzes vorangebracht werde und man endlich die Möglichkeit erhalte,
verschlüsselte Kommunikation mittels Staatstrojaner zu überwachen. Mit 20 zu 17
Stimmen bei 2 Enthaltungen strich der Ständerat die Pflicht, die gespeicherten Daten in
der Schweiz aufzubewahren, wieder aus dem Entwurf. Die Minderheit, welche die
Bestimmung beibehalten wollte, versprach sich davon mehr Datensicherheit, doch die
Mehrheit erachtete den Absatz als nicht notwendig, da Schweizer Unternehmen
ohnehin dem schweizerischen Datenschutzrecht unterstehen, unabhängig davon, wo
sie die Daten lagern. Die Beschaffung und Zertifizierung von GovWare durch eine
zentrale Bundesstelle wurde in der Kantonskammer ebenfalls fallengelassen, weil
dadurch zu sehr in die kantonale Hoheit über die Strafverfolgung eingegriffen würde. In
allen anderen Punkten schloss sich der Ständerat der Fassung des Nationalrates an.
Über die verbleibenden Differenzen wird die grosse Kammer im kommenden Jahr
beraten. 5

In der Differenzbereinigung des BÜPF lag der Ball zu Beginn der Frühjahrssession 2016
beim Nationalrat. Unter den verbleibenden Streitpunkten waren die Frage, ob ein
bestimmtes Vorgehen bei der Feststellung von Sicherheitslücken in
Überwachungssystemen im Gesetz geregelt werden soll, und jene, ob GovWare durch
eine zentrale Bundesstelle beschafft und zertifiziert werden soll, am wenigsten
kontrovers. Beide Regelungen waren ursprünglich vom Nationalrat in die Vorlage
aufgenommen worden. Nachdem sie im Ständerat allerdings nicht auf Gegenliebe
gestossen waren, liess der Nationalrat die Bestimmungen fallen und schloss sich in
diesen Punkten auf Antrag seiner Kommission diskussionslos dem Beschluss des
Ständerates an. Dagegen sorgten die Aufbewahrungsfrist für Randdaten des Post- und
Fernmeldeverkehrs sowie die Frage, ob solche Daten zwingend in der Schweiz gelagert
werden müssen, für weit mehr Zündstoff. Während die Mehrheit der RK-NR in der
Fristfrage einlenken und die Aufbewahrungsfrist für Randdaten bei sechs Monaten
belassen wollte, setzte sich eine Kommissionsminderheit um Andrea Geissbühler (svp,
BE) für das Festhalten am letzten nationalrätlichen Beschluss ein. Die hier vorgesehene
zwölfmonatige Frist, wie sie auch im ursprünglichen Entwurf des Bundesrates
vorgesehen war, sei für die erfolgreiche Arbeit der Strafverfolgungsbehörden wichtig,
so das Hauptargument für die Fristverlängerung. Die Gegner führten dagegen vor allem
den Persönlichkeitsschutz ins Feld. Seit der Verabschiedung der bundesrätlichen
Botschaft sei in dieser Frage etwas Entscheidendes passiert, führte Bundesrätin
Sommaruga im Nationalrat aus, nämlich die Ungültigkeitserklärung der europäischen
Richtlinie über die Vorratsdatenspeicherung durch den EuGH, worauf viele europäische
Staaten die Vorratsdatenspeicherung ganz ausgesetzt oder die entsprechenden Fristen
verkürzt hätten. Obwohl das Urteil für die Schweiz nicht bindend ist, sei der Bundesrat
zum Schluss gekommen, die Vorteile einer Fristerhöhung könnten die dadurch
ausgelöste politische Unruhe nicht aufwiegen, weshalb der Bundesrat nun beantrage,
die Frist vorerst bei sechs Monaten zu belassen. Eine Ratsmehrheit von rund zehn
Stimmen stimmte schliesslich bei allen Anträgen betreffend die Aufbewahrungsfrist von
Randdaten des Post- und Fernmeldeverkehrs gemäss der Kommissionsmehrheit und
dem Bundesrat, womit die Frist auf sechs Monate festgesetzt wurde. Zum Schluss der
Beratung wurde in der grossen Kammer darüber gestritten, ob Anbietern von
Fernmeldediensten im Gesetz explizit vorgeschrieben werden soll, die Randdaten des
Fernmeldeverkehrs in der Schweiz aufzubewahren. Auch diese Bestimmung war vom
Nationalrat in den Entwurf eingefügt und anschliessend vom Ständerat wieder
gestrichen worden. Die Kommissionsmehrheit beantragte dem Rat Festhalten, während
eine Minderheit dafür plädierte, dem Beschluss des Ständerates zu folgen und den
Aufbewahrungsort der Daten nicht im Gesetz festzuschreiben. Der
Minderheitssprecher Karl Vogler (csp, OW) bezeichnete diese Vorschrift als unnötig, da
jedes Unternehmen, das in der Schweiz seine Dienste anbiete, das schweizerische
Recht und damit auch das schweizerische Datenschutzrecht beachten müsse und eine
solche Regelung daher nichts an der Verantwortlichkeit der Anbieter ändere. Aus
Gründen der Wettbewerbsfähigkeit gehe es auch darum, keine „obligatorisch-
protektionistische Swissness-Vorschrift“ für die Schweizer Telekombranche zu
schaffen. Pointierte Schützenhilfe bot u.a. der Sprecher der Grünliberalen Fraktion,
Thomas Weibel (glp, ZH), indem er der Mehrheit „die realitätsfremde Erwartung, dass
Bits und Bytes die Schweiz nicht verlassen können“ attestierte. Weitere Bedenken
bestanden überdies darin, dass die zuständigen Behörden den tatsächlichen
Speicherort der Daten gar nicht kontrollieren könnten sowie in der
Verhältnismässigkeit; es gebe noch weitere, je nach Ansicht sogar noch sensiblere
Daten – zum Beispiel Sozialversicherungs- oder Krankenversicherungsdaten –, die auch
nicht in der Schweiz gespeichert sein müssten. Während sich die Ratsmitte mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2016
KARIN FRICK
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Ausnahme von drei Abweichlern aus den CVP- und FDP-Fraktionen von diesen
Argumenten überzeugt zeigte, stimmten sowohl der linke als auch der rechte Pol dem
Mehrheitsantrag zu. Mit 114 zu 72 Stimmen bei drei Enthaltungen hielt die grosse
Kammer somit an der Pflicht, Fernmeldedaten in der Schweiz aufzubewahren, fest.

Mit dieser verbleibenden Differenz und einigen unumstrittenen redaktionellen
Anpassungen ging die Vorlage zurück an den Ständerat. Dort sprach sich nur eine
Minderheit von 17 Stimmen für die vom Nationalrat beschlossene Verpflichtung aus. Die
deutliche Ratsmehrheit von 25 Stimmen folgte dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit
und lehnte die – in den Worten von Kommissionssprecher Stefan Engler (cvp, GR)
„Scheinsicherheit“ schaffende – Bestimmung ab.

Vor dem nächsten Zug des Nationalrates kehrten sich die Mehrheitsverhältnisse in der
vorberatenden RK-NR um. Es war nun die Mehrheit, welche sich gegen die zwingende
Datenspeicherung in der Schweiz aussprach, und die Minderheit, die nach wie vor das
Festhalten an der Bestimmung beantragte. Minderheitssprecher Franz Grüter (svp, LU)
liess verlauten, sein Referendumskomitee stehe bereits in den Startlöchern und erhalte
sicherlich Schub, wenn die Vorratsdatenspeicherung im Ausland erlaubt werde.
Bundesrätin Sommaruga zeigte sich erstaunt über die Bedeutung, die dieser Frage
plötzlich beigemessen werde; man habe „das Gefühl, es würde hier fast um Leben und
Tod gehen.“ Auf beiden Seiten wurden dieselben Argumente wie in der letzten
Diskussion wieder aufgewärmt und dieselbe Allianz aus Grünen, SP und SVP setzte sich
mit 84 zu 73 Stimmen durch, wobei sich 35 Ratsmitglieder der Stimme enthielten, 31
davon allein aus der SP-Fraktion. Damit ging die Vorlage an die Einigungskonferenz.

Mit denkbar knapper Mehrheit, mit 13 zu 12 Stimmen, entschied die Einigungskonferenz,
der Variante des Ständerates zu folgen und die umstrittene Bestimmung zu streichen.
Der Ständerat, dem auch kein anderslautender Antrag vorlag, stimmte dem Antrag der
Einigungskonferenz stillschweigend zu. Im Nationalrat hingegen lag ein Antrag Grüter
auf Ablehnung des Antrages der Einigungskonferenz vor und die Debatte entwickelte
sich zu einer Grundsatzdiskussion über die Gesetzesvorlage als Ganzes. Mit 151 zu 28
Stimmen bei 13 Enthaltungen sprach sich schliesslich auch die grosse Kammer deutlich
für den Antrag der Einigungskonferenz aus und rettete das Projekt vor dem Scheitern.
Von den vormals vehementen Verfechtern der nun fallen gelassenen Verpflichtung,
Randdaten des Fernmeldeverkehrs zwingend und ausschliesslich in der Schweiz zu
speichern, stimmte nun die grosse Mehrheit in den Reihen der SP- und SVP-Fraktionen
dem Gesetz zu. Allein die Grüne Fraktion stellte sich bis zuletzt geschlossen dagegen. In
der Schlussabstimmung am 18. März 2016 wurde das BÜPF im Nationalrat mit 160 zu 23
Stimmen bei 12 Enthaltungen und im Ständerat mit 41 zu 4 Stimmen angenommen. 6

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgenössischen Räten über das
revidierte BÜPF stellte sich – wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Grüter
(svp, LU) bereits seit längerem angekündigt – das Referendumskomitee „Stop BÜPF“
vor. Ihm gehörten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grünliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewöhnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April präsentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als „unverhältnismässig“ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlängert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten für die Behörden bereithalten müssen, ausgeweitet wurde.
Andererseits störten sich die BÜPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlüsselte Kommunikation abhören können.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitslücken
ausnutzen sollen, wodurch ein „legaler Schwarzmarkt von Sicherheitslücken“ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Präsident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhören
verschlüsselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Präsident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behörden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschäftsführer des Branchenverbandes Swico, die
„überrissenen Mitwirkungspflichten“, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behörden auf ihre Systeme einrichten müssten. Im Grundsatz war sich das
Komitee einig, dass die Privatsphäre nicht auf Vorrat eingeschränkt werden solle – mit
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den Worten von Juso-Präsident Fabian Molina: „Im Zweifel für die Freiheit.“ Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, äusserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteipräsidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BÜPF im Parlament gutgeheissen hatte.
Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Hälfte der benötigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklärte Juso-Präsident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttäuscht über die schwache Sammelleistung der bürgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Rückzug Molinas als feige und unzuverlässig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfüllt
hätten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatsächlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hätte: Das Komitee verkündete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
müssten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein „gewaltiger Alarmismus“
breitgemacht, der die Sammler zusätzlich anspornte, erklärte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gültige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.
Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hätten eingereicht
werden können. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Für das
Komitee sei es eine „gewaltige Enttäuschung“. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BÜPF wie von den eidgenössischen Räten verabschiedet in Kraft treten. 7

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Administrative Erleichterungen und Entlastung des Bundeshaushalts

Zur mittel- bis langfristigen Erhöhung des Spielraums im Bundeshaushalt präsentierte
der Bundesrat 2017 eine Liste von strukturellen Reformen in der Bundesverwaltung.
Darin sah er vor, Ausgabenbindungen zu lockern, organisatorische Anpassungen in der
Bundesverwaltung vorzunehmen und Effizienzsteigerungen anzustreben. Die meisten
Anpassungen konnten ohne Gesetzesänderung vorgenommen werden, für die
verbleibenden sechs Bereiche präsentierte der Bundesrat 2019 das «Bundesgesetz
über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts». Darin
waren eine Aufhebung von Bürgschaftsbestimmungen, eine Zusammenlegung von
Regelungen zu den Beiträgen an subventionsberechtigte Arbeiten der Kantone, eine
Schliessung von Lücken im Subventionierungsgesetz, eine Möglichkeit zur Veranlagung
im Tabaksteuergesetz, eine Änderung bei der Berechnung des Bundesanteils an den
BIF-Einlagen sowie eine Abrechnung der Leistungen des Dienstes ÜPF über Pauschalen
sowie die Übertragung der Bestimmungen zur Analyse der Überwachungsdaten im
Verarbeitungssystem aus der Verordnung ins ÜPF-Gesetz enthalten. Während der erste
Teil der Vorlage zu relativ wenig Diskussionen führte und in der Frühjahrssession 2021
von beiden Kammern verabschiedet wurde, wies der Nationalrat die Aufnahme der
Analysebestimmungen ins Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs der KVF-NR zur Vorberatung zu. So war unklar, ob die in der
Verordnung bestehenden Regeln mit der bundesrätlichen Formulierung nur ins Gesetz
übertragen oder gar ausgeweitet würden. Nachdem der Nationalrat die
Bearbeitungsfunktion im Verarbeitungssystem noch etwas konkretisiert und
ausformuliert hatte und damit überzeugt war, dass es sich nur um eine Übertragung der
bestehenden Berechtigungen handelt – was eine linke Kommissionsminderheit und
anschliessend eine Minderheit aus SP, Grünen und GLP im Nationalrat bestritt – ,
nahmen National- und Ständerat die Bestimmung deutlich an.
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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

In der Wintersession 2020 behandelte der Nationalrat als Erstrat das Bundesgesetz
über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts. Jean-
Paul Gschwind (cvp, JU) und Peter Schilliger (fdp, LU) erläuterten die Vorlage und
betonten, dass diese den Bundeshaushalt zwar insgesamt entlasten werde, es jedoch
unklar sei, wie stark – zudem falle die Entlastung vermutlich geringer aus, als viele
gehofft hätten, erklärte Gschwind. Das Ziel seien denn auch nicht signifikante
Einsparungen, sondern die Steigerung der Personaleffizienz um 2 Prozent pro Jahr. In
der Folge zeigten sich die meisten Fraktionssprecherinnen und -sprecher in der Tat
nicht begeistert vom Ausmass der Einsparungen, zeigten jedoch Verständnis für die
Problematik und sagten der vorliegenden Revision ihre Unterstützung zu. 
Die FK-NR hatte sich zuvor entschieden, die Einführung von Pauschalen bei der
Berechnung der Kostenbeteiligung für die Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF), der
aber eben auch eine gesetzliche Grundlage für die Analyse der Überwachungsdaten im
ÜPF-Verarbeitungssystem hinzugefügt worden war, in ein separates zweites Teilprojekt
zu verschieben; dieses zweite Teilprojekt sollte wegen der Analyse der
Überwachungsdaten zudem an die RK-NR zur Vorberatung zurückgewiesen werden. Die
Aufteilung hiessen die Sprechenden gut, zumal die Massnahme selbst insbesondere auf
der linken Ratsseite auf Kritik stiess: Eine solche Änderung wäre «definitiv nicht einfach
ein administrativer Akt», kritisierte etwa Felix Wettstein (gp, SO) und Céline Widmer (sp,
ZH) ergänzte, dass nicht gleichzeitig mit den übrigen eher technischen Massnahmen
auch die Rechtsgrundlage für eine Analyse der ÜPF-Daten bezüglich
Personennetzwerken sowie Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten von
überwachten Personen geschaffen werden könne. Stillschweigend nahm der Rat den
Rückweisungsantrag für das zweite Teilprojekt an. 
Zum ersten Teilprojekt lagen zwei Minderheitsanträge Wettstein bezüglich des
Eisenbahngesetzes und des Bahninfrastrukturfondsgesetzes vor, die darauf abzielten,
das heutige Investitionsniveau im Bereich des öffentlichen Verkehrs zu halten; durch
eine Umstellung des Berechnungsmasses vom Bahnbau-Teuerungsindex auf den LIK
würde das Investitionsniveau um CHF 20 bis 30 Mio. reduziert, argumentierte
Wettstein. Der Nationalrat sprach sich mit 157 zu 29 Stimmen und mit 156 zu 29
Stimmen gegen die Minderheitsanträge aus, diese fanden lediglich bei der geschlossen
stimmenden Grünen-Fraktion und bei je einem Mitglied der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktion Anklang. Alle übrigen Massnahmen hiess der Nationalrat stillschweigend
gut und nahm den Entwurf in der Gesamtabstimmung einstimmig an. 8
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In der Frühjahrssession 2021 konnte das Parlament das Bundesgesetz über
administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts bereits
bereinigen – jedoch vorerst noch ohne die Bestimmungen zur Einführung von
Pauschalen bei der Berechnung der Kostenbeteiligung für die Post- und
Fernmeldeüberwachung (ÜPF), die der Nationalrat in ein zweites Projekt ausgelagert
und dieses der RK-NR zur Vorberatung zugewiesen hatte. 
Die verbliebenen Bestimmungen waren im Ständerat nicht umstritten. Die FK-SR hatte
sich zuvor einstimmig für den Entwurf ausgesprochen. Finanzminister Maurer wies
noch einmal darauf hin, dass mit diesem Gesetz zwar «nur» ein tiefer dreistelliger
Millionenbetrag eingespart werden könne, dass damit aber Prozesse und Abläufe
optimiert werden könnten. Der Prozess sei deshalb wertvoll, weil sich die gesamte
Verwaltung mit dem Thema «Effizienzsteigerung» befasst habe. Einstimmig, mit 43 zu 0
Stimmen, nahm der Ständerat den Entwurf an. 
Auch in den Schlussabstimmungen hiess das Parlament das Gesetz ohne Gegenstimmen
gut (Ständerat: 44 zu 0 Stimmen; Nationalrat: 193 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
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ANJA HEIDELBERGER

Während der Grossteil des Bundesgesetzes über administrative Erleichterungen und
die Entlastung des Bundeshaushalts bereits in der Frühjahrssession 2021 bereinigt
worden war, beschäftigte sich der Nationalrat in der Sommersession 2021 mit der
«Anpassung der gesetzlichen Grundlage zur Nutzung der Daten im
Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF». Diesen Aspekt hatte die KVF-NR, welcher der
Nationalrat diesen zweiten Erlass zugewiesen hatte, in der Zwischenzeit beraten und
dabei unter anderem auch den EDÖB Adrian Lobsiger sowie die Kripo-Chefin der
Kantonspolizei Zürich, Lentjes Meili, angehört. Kommissionssprecher Fluri (fdp, SO)
präsentierte dem Rat den Entwurf. Wie bereits in der Kommissionsberatung drehte sich
die anschliessende Diskussion um die Frage, was genau das Ziel dieser
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Gesetzesänderung sei. Kurt Fluri erachtete den vorliegenden Entwurf als «gesetzliche
Grundlage für die Visualisierungsfunktion des Datenverarbeitungssystems des Dienstes
ÜPF». Damit soll eine bisher nur in der Verordnung geregelte Analysefunktion gesetzlich
verankert werden, die es den Strafverfolgungsbehörden der Kantone ermögliche,
«Schlüsse zu Personennetzwerken sowie zu Kommunikations- und
Bewegungsgewohnheiten» zu ziehen, ohne ein eigenes Analysesystem aufbauen zu
müssen. Entsprechend erachte die Kommissionsmehrheit diese Vorlage als
«Verbesserung der Rechtsgrundlage, nicht aber [als] Ausweitung der
Datensammlungen». Der EDÖB befürworte gemäss Fluri die Schaffung der gesetzlichen
Grundlage, habe aber betont, dass sie nicht «im Sinne einer Zweckänderung oder
-erweiterung» ausgelegt werden dürfe. Eine Minderheit Pult (sp, GR) bezweifelte
hingegen die Darstellung der Verwaltung, dass «die Analysefunktion [...] in der Praxis
eine reine Visualisierungsfunktion» sei, zumal eine Analyse weiter gehe als eine
Visualisierung. So habe der Datenschutzbeauftragte in der Kommissionssitzung erklärt,
dass es neben einer Visualisierung auch um Alarmierung und Sprechendenerkennung
gehe. Davon sei bisher aber noch nie die Rede gewesen. Da somit unklar sei, was genau
denn nun das Ziel dieses Entwurfs sei, müsse der Bundesrat in einem Zusatzbericht den
Zweck des Gesetzes erläutern. Folglich verlangte die Minderheit Pult eine Rückweisung
dieser zweiten Vorlage an den Bundesrat. Vor der Abstimmung verdeutlichte
Bundesrätin Karin Keller-Sutter die Möglichkeiten dieser Analysefunktion: Damit
könnten die Strafverfolgungsbehörden «Schlüsse aus Personennetzwerken sowie
Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten» ziehen, Gespräche mithören,
nachhören oder verschriften, Vorgänge kommentieren, eine Alarmfunktion
programmieren, wenn eine Person einen bestimmten Perimeter betritt, sowie eine IP-
Analyse oder eine Spracherkennung durchführen. Dabei würden aber nur Daten
verwendet, deren Sammlung ein Zwangsmassnahmengericht genehmigt habe. Keine
dieser Funktionen sei zudem neu, alle würden jetzt bereits durch die entsprechende
Verordnung geregelt, betonte sie überdies. In der Folge sprach sich der Nationalrat mit
104 zu 70 Stimmen gegen den Rückweisungsantrag Pult aus; Unterstützung fand dieser
bei der SP, den Grünen und der GLP. Auch zwei Minderheitenanträge Trede (gp, BE) auf
Streichung der entsprechenden Bestimmungen fanden im Rat keine Mehrheit. Mit 105
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) hiess der Nationalrat den Entwurf in der
Gesamtabstimmung gut. Neben den ablehnenden Fraktionen der SP, der Grünen und
der Grünliberalen sprach sich auch Lukas Reimann (svp, SG) gegen den Entwurf aus. 10

Im Ständerat führte die Anpassung der gesetzlichen Grundlage zur Nutzung der Daten
im Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF – konkret also die Aufnahme der
entsprechenden Regelungen der Verordnung ins Bundesgesetz betreffend die
Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs – in der Herbstsession 2021 zu keinen
Diskussionen mehr. Der Ständerat stimmte der Konkretisierung und Ausformulierung
der Bearbeitungsfunktion im Verarbeitungssystem, wie sie der Nationalrat eingefügt
hatte, stillschweigend zu und hiess das Gesetz in der Folge mit 38 zu 0 Stimmen
einstimmig gut. 

In den Schlussabstimmungen blieben die Lager im Nationalrat gespalten: SP, GLP und
Grüne lehnten die Gesetzesänderung weiterhin ab. Insgesamt sprach sich die grosse
Kammer mit 112 zu 83 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die Revision aus, während die
Zustimmung des Ständerats erneut einstimmig (44 zu 0 Stimmen) ausfiel. Somit wurde
nach dem ersten Teil des Bundesgesetzes über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts, der bereits in der Frühjahrssession 2021 gutgeheissen
worden war, in der Herbstsession 2021 nun auch der zweite Teil des Projekts
abgeschlossen. 11
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

La loi sur les télécommunications, destinée à remplacer celle de 1922 sur la
correspondance télégraphique et téléphonique, a, lors de sa trajectoire devant le
parlement, subi quelques changements dans le sens d'une plus grande libéralisation,
afin de s'adapter au contexte international en la matière. La question majeure fut de
déterminer dans quelle mesure et dans quels domaines les PTT doivent conserver leur
monopole ou voir certains de leurs services soumis à la concurrence. Le Conseil
national s'est, en premier lieu, rallié à diverses propositions de sa commission visant un
renforcement de la dimension libérale de la loi. Malgré l'inquiétude manifestée par la
fraction écologiste face au développement exponentiel des télécommunications, qui
produirait aliénation, surplus de déchets et hyperinformation, cette version de la loi fut
adoptée à l'unanimité par la grande chambre. (APS 1987 p.152s / APS 1988 p.154 / APS
1989 p.152s) 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.02.1990
SERGE TERRIBILINI

En fin d'année, le Conseil des Etats créait de nombreuses divergences avec le Conseil
national lors de l'examen de la loi, sa commission l'ayant davantage encore libéralisée
afin de l'adapter à des directives édictées dans l'intervalle par la CE. En premier lieu, la
petite chambre s'est prononcée pour la création d'un Office fédéral de la
communication (90.437), dont la mission exacte reste à définir. Ensuite, elle a décidé
de limiter les services de base assurés exclusivement par les PTT au seul téléphone,
ainsi que d'octroyer la compétence au Conseil fédéral, sous certaines conditions de
politique régionale, d'attribuer à des tiers la possibilité de fournir des prestations sur
des circuits du service de base et d'exclure du monopole certains réseaux de
télécommunications peu importants. En outre, elle a proposé d'interdire aux PTT
d'utiliser le produit des activités dont ils ont le monopole pour réduire le prix des
services où ils sont en concurrence avec un tiers. La loi, ainsi remaniée, fut adoptée à
l'unanimité par le Conseil des Etats mais doit encore suivre la procédure d'élimination
des divergences. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1990
SERGE TERRIBILINI

Le budget 1991 des PTT promet une hausse des produits de 680 millions de francs. Cela
correspondait, dans le message du Conseil fédéral, à un bénéfice de 213 millions. Mais
les Chambres, sur proposition de la commission du Conseil national, ont cependant
décidé de relever les charges en personnel de 158 millions, conformément à la décision
de mettre en vigueur, dès le ler juillet 1991, les mesures d'adaptation des traitements
des fonctionnaires. Le bénéfice tomberait donc à 55 millions. Au total, les produits
atteindraient 11'873 millions et les charges 11'819 millions. Le taux d'autofinancement
(66%), quant à lui, ne progressera pas, en raison de l'accroissement insuffisant des
avoirs sur comptes de chèques postaux, ce qui créera un découvert de 1.3 milliards de
francs. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1990
SERGE TERRIBILINI

En 1990, les Chambres ont modifié le projet de loi sur les télécommunications du
Conseil fédéral en allant dans le sens d'une plus grande libéralisation. Ainsi, afin de
s'adapter au contexte international, le monopole des PTT fut singulièrement réduit. En
outre, la création d'un Office fédéral des télécommunications fut proposé. En fin
d'année, il restait cependant un certain nombre de divergences à régler entre les deux
Conseils. Plusieurs d'entre elles étaient dues au fait que, entre la première lecture du
Conseil national et celle du Conseil des Etats, la CE avait adopté certaines directives
auxquelles la petite chambre avait voulu se conformer. En 1991, le Conseil national a
décidé de rallier le Conseil des Etats sur ces points. Par ailleurs, il a également rejoint la
chambre des cantons dans sa volonté de créer un Office fédéral des communications.
Pour les autres divergences, le Conseil des Etats a rejoint les propositions de la grande
chambre, notamment en acceptant de n'exclure du monopole des PTT que des réseaux
de télécommunications «peu importants». Ainsi adoptée, cette loi doit entrer en
vigueur le ler mai 1992 (Un référendum a été lancé mais a échoué). 15
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Deux crédits de supplément ont été octroyés par le parlement au budget 1991. Pour le
premier, il s'est agi de CHF 204 millions destinés au budget financier, ainsi que de
crédits additionnels et de nouveaux crédits d'engagements d'un montant de CHF 46
millions ouverts pour des constructions. Pour le second, cela concerna une somme de
CHF 192 millions, pour le budget financier toujours, et de CHF 6 millions pour des
constructions également. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Si le budget 1992 a été adopté par le parlement, il a néanmoins suscité certains débats
en raison de la situation financière difficile de l'entreprise. De nombreuses suggestions
ont été faites sur des mesures d'économie et de rationalisation. La droite a notamment
proposé une privatisation au moins partielle. Par ailleurs, le Conseil national a repoussé
une proposition Brügger (ps, FR) demandant de renoncer aux hausses de tarifs prévues
pour les cars postaux. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Le Conseil fédéral a édicté les quatre ordonnances qui ont permis l'entrée en vigueur
de la nouvelle loi sur les télécommunications. Cette réglementation a significativement
ébréché le monopole des PTT en la matière. Ainsi, si les prestations de base et le
service téléphonique restent en principe l'apanage de la régie, les services élargis
(réveil, renseignements, mémorisation, messageries) sont désormais soumis à la
concurrence. De même, si la mise à disposition de l'infrastructure reste du ressort des
PTT, le réseau des télécommunications a été soumis à concession. En outre, une
concession n'est plus nécessaire pour mettre en place les installations d'usagers
(téléphones, télécopieurs, etc.). De plus, ces appareils, bien qu'ils doivent être garantis
par une procédure d'agrément, peuvent être mis en circulation librement. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.08.1992
SERGE TERRIBILINI

Le budget 1993, adopté par les Chambres, fait apparaître un bénéfice d'entreprise de
CHF 107 millions, soit, au total, des dépenses de CHF 13.949 milliards et des recettes de
14.056 milliards (+9.6% par rapport à 1992 en grande partie en raison des
augmentations de tarifs). La marge brute d'autofinancement devrait être en
augmentation puisqu'elle se monterait à 2'873 millions (+37%). En revanche, les fonds
propres devraient se révéler insuffisants et se traduire par un manque de 1 milliard. La
régie a précisé que les prestations d'intérêt général représenteront un manque à
gagner de 478 millions. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Avec des charges de CHF 14.022 milliards et des produits de 14.221 milliards, le budget
1994 des PTT  fait apparaître un résultat d'entreprise de 199 millions. Celui-ci devrait
atteindre 270 millions en raison des décisions du parlement concernant le personnel
fédéral (compensation partielle du renchérissement). Les investissements devraient
atteindre 4 milliards, l'autofinancement étant de 80 pour cent (contre 72% en 1993).
Les prestations en faveur de l'économie générale devraient se monter à CHF 542
millions. Les charges de personnel seraient en relative régression, puisque le nombre
d'employés diminuerait de 3.8 pour cent. Les Chambres ont facilement approuvé ce
budget. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1993
SERGE TERRIBILINI

A la suite du Conseil national, le Conseil des Etats a approuvé très largement les quatre
nouvelles lois relatives à la réforme des secteurs de la poste et des
télécommunications. En effet, tant la séparation définitive de la Poste et des Télécom,
la refonte de leur statut que la libéralisation des marchés postal et des
télécommunications ont rencontré l'aval de sénateurs soucieux notamment d'éviter à la
Suisse de ne pas être au diapason de la libéralisation prévue parallèlement au sein de
l'Union européenne. Suite à l'approbation du parlement, un comité composé de
personnalités issues principalement de la gauche genevoise (Alliance de gauche),
opposé à la privatisation des Télécom ainsi qu'à la séparation des deux entreprises, a
lancé un quadruple référendum contre les différentes lois. Privé de nombreux
soutiens - dont celui de l'Union PTT, de l'USS et du parti socialiste suisse - et, par
conséquent, peinant à récolter des signatures, le comité a décidé, durant l'été,
d'abandonner son entreprise. Cette décision permettra à la réforme d'entrer en
vigueur le 1er janvier 1998, simultanément à la libéralisation prévue au sein de l'UE. 21
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Répondant aux injonctions du PRD et de l'UDC lui demandant une libéralisation et une
privatisation de Swisscom, de la Poste et des CFF (00.3218), le Conseil fédéral a
présenté son projet de vendre des actions Swisscom afin de financer la création d'une
banque postale et des mesures d'accompagnement à l'attention des régions
périphériques. Pour Berne, la vente devait aussi donner la possibilité à Swisscom de
rester concurrentiel dans un marché en pleine mutation (fusion, acquisition, prises de
participation), car pour l'instant le pourcentage étatique (65%) était trop important
pour que l'entreprise ne s'émancipe. La loi actuelle autorise les autorités à céder 15%
supplémentaire, mais pour descendre au-dessous de la barre des 50%, il serait
nécessaire de modifier la loi sur les télécommunications. A l'identique, le Conseil
fédéral estimait que la transformation de PostFinance en une véritable banque était
cruciale, car les bénéfices dégagés permettraient de garantir la bonne marche de la
Poste et le maintien du service public de base sur tout le territoire. La loi sur la Poste
n'autorise PostFinance qu'à exercer dans les activités financières passives (épargne,
prévoyance) à côté du trafic des paiements et non à être plus actif. Pour que
PostFinance puisse octroyer des crédits, une modification de la loi était nécessaire. La
création de Banque Postale impliquerait une augmentation de capital de dotation de La
Poste de plus d'un milliard de financement. Celle-ci resterait intégré à la Poste et serait
soumise aux mêmes conditions de concurrence que les autres établissement bancaire:
société anonyme, soumission à la législation sur les banques et renoncement à la
garantie d'Etat. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
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En septembre, le Conseil fédéral a décidé de donner une base constitutionnelle à la
création d'une banque postale et à l'abandon de la majorité du capital détenu dans
Swisscom. Cependant, il conservera un veto de vente pour protéger l'entreprise de
reprises inamicales et de droit national. Le gouvernement a agi ainsi pour éviter tout
litige de constitutionnalité retardant le projet et pour couper court au référendum
annoncé par la gauche contre la privatisation. Avec ces deux articles constitutionnels, le
Conseil fédéral a aussi frappé un coup à gauche et à droite. En élevant au niveau
constitutionnel les deux problématiques, il a contribué à générer un équilibre entre
elles et à les rendre moins vulnérables. Ces deux projets se répondaient ainsi l'un
l'autre et ils apparaissaient donc comme les deux volets d'une même politique. Leur
ancrage dans la constitution implique aussi qu'une votation populaire obligatoire soit
tenue. L'UDC, le PDC et le PRD se sont déclarés plutôt satisfaits, sans cacher leur
opposition à une banque postale. Par contre, le PS et les syndicats se sont opposés à la
privatisation de Swisscom. La teneur explosive du sujet a engendré de nombreuses
requêtes (interpellations, postulats et motions) de tout bord afin de réclamer soit une
libéralisation pour la droite soit un maintien du service public pour la gauche (motions:
00.3239, 00.3260, 00.3307, 00.3607. postulats: 00.3045, 00.3046, 00.3259.
interpellations: 00.3244, 00.3389, 00.3394, 00.3511). Le Conseil fédéral a calmé le jeu
en répondant que tous les scénarios seraient étudiés pour la mouture finale. 23
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Au mois d’avril, le Conseil fédéral a mis en consultation le "paquet ficelé" de la banque
postale et de l’assouplissement de la majorité de la Confédération dans Swisscom, par
une vente d’actions. Quand bien même les deux projets devaient faire l’objet d’un
unique article constitutionnel, et donc d’une seule votation, ils demeuraient sans lien
direct entre eux. Afin de doter en capital la nouvelle banque postale, la Confédération
prévoyait un investissement situé entre CHF 1,5 et 2 milliards. Les contours de cette
dernière étaient encore flous et tendaient à se fondre au niveau financier dans une
problématique plus large d’une nouvelle baisse de la limite du monopole et d’une
recapitalisation de La Poste. Banque postale incluse, les besoins atteignaient CHF huit
milliards au total, dont CHF 5,5 milliards pour la création de sa propre caisse de
pension et CHF 500 millions pour développer des nouveaux secteurs d’activités comme
le e-business. Concernant Swisscom, le projet mis en consultation dégageait la
Confédération de l’obligation de rester actionnaire majoritaire. Il assortissait toutefois
cette proposition de cautèles, comme l’institution d’un droit de veto temporaire pour
pouvoir faire obstacle à l’arrivée d’un actionnaire indésirable.

La consultation s’est bouclée sur une opposition unanime de la droite et de la gauche à
l’encontre de l’article constitutionnel commun aux deux idées du projet. Le lien
constitutionnel, qui devait offrir une assise plus solide à ces deux projets, a été jugé
artificiel et inadéquat. De manière générale, l’économie et les partis bourgeois
saluaient la suppression de la participation majoritaire de la Confédération dans
Swisscom. Mais pour eux, la vente des actions devait servir à autre chose qu’à une
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banque postale, comme par exemple réduire la dette financière de la Confédération. La
jugeant inutile, l’idée d’une banque postale financée par les fonds publics était à
écarter au profit de collaborations. De plus, selon eux, la création de cette nouvelle
institution protégée par un monopole et alimentée par des subventions pouvait créer
des risques de distorsion dans l’environnement bancaire. La gauche et les syndicats ont
développé un discours diamétralement opposé. Ils soutenaient le projet de banque
postale, car ils y voyaient le seul moyen d’assurer la survie de La Poste et de
sauvegarder à la fois emplois, bureaux et service public. Bien que la vente d’actions
Swisscom permettrait de financer la banque postale, la gauche et les syndicats se sont
opposés à la privatisation, car ils craignaient que les postes de travail et la couverture
du territoire national ne soient plus assurés, en particulier dans les régions
périphériques.

Devant les désastreux résultats de la consultation et la conviction d’un échec
programmé en votation, le Conseil fédéral a renoncé à son paquet La Poste – Swisscom.
Il a décidé de dénouer les deux projets et de les poursuivre séparément et à des
rythmes différents. Le projet de banque postale a pris la direction des oubliettes. La
Poste devra se contenter de collaborer avec des établissements bancaires. Le
gouvernement a annoncé qu’il proposera au parlement une recapitalisation de La Poste
pour lui permettre de financer de tels développements. En outre, il a promis pour le
début de 2002 une "vue d’ensemble" de l’évolution du marché postal. Ce rapport
abordera le problème de la réorganisation du réseau de bureaux, la poursuite de la
libéralisation du marché, la définition du service postal universel, ainsi que son
financement. Sur ce dernier point, deux idées circulaient : l’introduction de taxes de
concessions pour les autres opérateurs du marché et le versement de compensations
pour les prestations d’intérêt général effectuées par La Poste. Ce système de
compensations ou de redevances avait notamment été avancé au Conseil des Etats par
une motion d’Epiney (pdc, VS) (01.3206). Celle-ci exigeait une indemnisation pour les
prestations peu rentables de La Poste, mais aussi des télécoms. La Chambre Haute
donnait son aval par 20 voix contre 8. En ce qui concerne Swisscom, le Conseil fédéral a
fait marche arrière sur la question d’abandonner la disposition légale qui oblige la
Confédération à détenir la majorité de ses actions. Le repli des marchés financiers et
les difficultés du secteur des télécommunications ont rendu caduque la nécessité
d’agir. 24

La ComCom a écarté la requête de dégroupage de TDC/Sunrise Switzerland (ex-Diax).
Pour motiver le rejet de la plainte de TDC, la ComCom s’est basée sur l’arrêt rendu le 3
octobre 2001 par le Tribunal fédéral dans le cas Commcare contre Swisscom. Celui-ci
avait conclu que la législation en vigueur ne contenait aucune base légale ni pour une
obligation d’interconnexion des lignes louées, ni pour le dégroupage du dernier
kilomètre. En dépit de cette décision négative, la ComCom se prononçait en faveur de
la libéralisation. C’est pourquoi elle a invité le Conseil fédéral à prendre position sur le
sujet. Ce dernier n’a pas tardé à réagir au cri d’alarme de la ComCom et a accepté de
supprimer l’ultime privilège de Swisscom. Après avoir hésité sur la manière d’agir, le
Conseil fédéral a mis en juin son projet en consultation : il choisissait d’ouvrir le
dernier kilomètre du réseau à la concurrence par voie d’une ordonnance plutôt que par
une modification de la loi sur les télécommunications (LTC) ; cela aussi pour éviter un
éventuel référendum. Selon le projet présenté, Swisscom sera tenu de proposer trois
offres de dégroupage de la prise du téléphone à ses concurrents. Ceux-ci pourront
choisir en fonction des prestations qu’ils entendent offrir et de l’infrastructure qu’ils
peuvent mettre en place. La première offre est le dégroupage total de la boucle locale
(full access). Elle implique que Swisscom loue totalement la paire de cuivre, soit le
dernier kilomètre, à un autre opérateur qui commercialise seul une gamme de produits
de télécommunications, y compris la transmission de données à haut débit. La seconde
(bitstream access) prévoit que Swisscom donne accès à une liaison permettant de
fournir à l’abonné des services d’accès à haut débit. La troisième (shared line access)
envisage l’utilisation partagée de la paire de cuivre, d’après laquelle Swisscom
continuerait de fournir le service de téléphonie alors que l’autre opérateur proposerait
des services à haut débit sur la même ligne. En cas de désaccord, les opérateurs
feraient appel à la ComCom qui devrait trancher. Parallèlement, le Conseil fédéral
propose de soumettre clairement la location des lignes au régime de l’interconnexion :
Swisscom, qui pratique des prix élevés en comparaison européenne, serait tenu de les
ajuster aux coûts tant qu’il domine le marché. La ComCom serait chargée du contrôle
en cas de plainte. Le Conseil fédéral entend renforcer le rôle de cette commission en
lui donnant la possibilité d’intervenir spontanément sur le marché du dernier kilomètre.
La ComCom pourrait ainsi obliger Swisscom à présenter des offres standards. Cette
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nouvelle compétence nécessite toutefois une modification de la LTC. Le Conseil fédéral
proposait d’adapter en même temps d’autres points de la loi au droit européen. Il n’y
aurait ainsi plus besoin d’une concession pour fournir des services de
télécommunication à des tiers. Une simple annonce auprès de l’Office fédéral de la
communication suffirait, sauf pour le service universel, assuré par Swisscom, et pour
l’utilisation de fréquences radio. Par ailleurs, les messages publicitaires par fax, e-mails,
SMS ou téléphone ne seraient autorisés que si le destinataire y consent. 25

Le projet de libéralisation du dernier kilomètre a rencontré une large approbation. Les
deux autres points de la révision de la LTC n’ont pas été contestés. Les instances
consultées s’accordaient sur le fait que la ComCom devait disposer d’instruments pour
favoriser la concurrence dans la branche des télécoms. Elles estimaient aussi que le
droit des télécommunications devait être ajusté au droit européen. L’association Inside
Telecom, qui regroupe les plus importants nouveaux opérateurs de télécoms
helvétiques, de même que l’Association suisse du secteur de l’information et des
télécommunications (SICTA), ont plébiscité le projet du Conseil fédéral. L’UDC et le PRD
ont également approuvé les plans gouvernementaux. Le PDC a affiché un certain
scepticisme. Le PS a par contre fait part de son désaccord avec la libéralisation. Il a
estimé que Swisscom risquait de se trouver en difficulté et que le dégroupage n’était ni
dans l’intérêt de la Confédération, en tant qu’actionnaire principal, ni dans celui des
contribuables. Quant à la principale intéressée, l'entreprise Swisscom, elle s'est
défendue de l’accusation de monopole et s’est fermement opposée à l’obligation de
dégrouper les lignes de raccordement téléphoniques. D’après elle, le dernier kilomètre
était déjà en concurrence avec d’autres infrastructures comme le réseau câblé. Elle
craignait que les autres opérateurs ne profitent de ce dégroupage pour concentrer leur
offre sur des villes et les clients commerciaux les plus lucratifs. S’il n’est pas entendu,
l’opérateur, qui parle d’expropriation, se réserve le droit d’engager des démarches
juridiques. 26
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Le Conseil fédéral a publié un rapport sur la suite de l’ouverture du marché postal à la
concurrence. Il se fera en deux temps. Le marché des colis sera entièrement libéralisé
en 2004 (La Poste a actuellement le monopole des paquets de moins de 2 kilos) et la
limite pour les lettres sera abaissée à 100 grammes en 2006. Le Conseil fédéral a décidé
d’inscrire dans l’ordonnance sur la poste des critères pour l’établissement du réseau
des offices de poste. Il approuvait ainsi l’initiative de la CTT-CN, sauf sur la question de
puiser dans la caisse fédérale pour financer ce réseau. En outre, le Conseil fédéral
soumettra les acteurs privés à des concessions dès 2004. Il leur faudra respecter les
règles en matière de droit du travail, être financièrement solides et fournir des
prestations de qualité. Ces concessions s’accompagneront de redevances qui
pourraient contribuer à financer le service universel.
Bien que la loi ne donne qu’au Conseil fédéral la compétence d’abaisser les dites
limites, le Conseil national et le Conseil des Etats ont pu donner leur avis sur le scénario
proposé. Le Conseil national a suivi la voie de la libéralisation progressive défendue par
le Conseil fédéral par 98 voix contre 65. Il a refusé le demi-moratoire de la gauche ;
celle-ci acceptait l’ouverture totale du marché des colis, mais à condition qu’elle soit
retardée de deux ans (2006), et elle demandait que la libéralisation du courrier ne soit
posée qu’à ce moment-là. L’ouverture "express" dès 2005 pour les lettres, soutenue
par les radicaux et les libéraux, a également été rejetée. Pour que le peuple puisse
s’exprimer via un référendum, deux propositions socialistes de Hofmann (AG) et Grobet
(GE) demandaient que la réduction des limites de poids pour le libre transport des
paquets et des lettres soit inscrite dans la loi. Toutes deux ont été écartées. Le Conseil
national a par ailleurs refusé de lier l’octroi d’une concession à des concurrents privés
à une convention collective de travail. Tout comme le Conseil National, le Conseil des
Etats a approuvé par 28 voix contre 14 la voie médiane du Conseil fédéral. Il a écarté la
proposition de Gentil (ps, JU), qui aurait voulu suspendre l’ouverture du marché
jusqu’en 2006, ainsi que le vote de défiance proposé par Studer (ps, NE). Ce dernier
contestait la légitimité de la démarche du Conseil fédéral, qui, à son avis, n’avait pas à
requérir l’appui politique du parlement pour une décision qui est de sa seule
compétence. A la différence du National, les Etats ont demandé que l’on exige des
titulaires de concessions le respect du droit des conditions de travail usuelles dans la
branche. 27
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Après avoir promulgué en février l'ordonnance, le Conseil fédéral a adopté un message
au parlement visant à modifier la loi sur les télécommunications (LTC). Le projet de loi
comprend la libéralisation du dernier kilomètre, l'accès à haut débit et les lignes louées
que le Conseil fédéral a déjà introduit par voie d'ordonnance. Swisscom sera obligé de
laisser ses concurrents accéder directement à leurs clients et devra renoncer à
l'abonnement mensuel qu'il perçoit auprès de tous les usagers du téléphone.
L'opérateur restera propriétaire des lignes, mais il devra les mettre à disposition à des
tarifs établis en fonction des coûts. Les termes de la nouvelle loi reprennent les
propositions faites en consultation l'année précédente. Un organe de conciliation sera
créé en vue de résoudre rapidement les litiges entre les utilisateurs et les fournisseurs
de services de télécommunication. Par ailleurs, proposition est faite de modifier la loi
contre la concurrence déloyale pour y inscrire le principe de l'interdiction de l'envoi de
masse de messages publicitaires non sollicités. Le projet du Conseil fédéral renonce à
conférer à la ComCom un trop grand pouvoir d'ingérence. Il préconise que celle-ci n’
interviendra que sur plainte d'un opérateur. Pour les services à valeur ajoutée (numéros
0900), le Conseil fédéral pourra fixer des prix plafond, régler l'indication des prix et
obliger l'entreprise à avoir un siège en Suisse. De nouvelles barrières seront aménagées
pour que les données sur la localisation des clients et les données stockées sur des
appareils appartenant à autrui (cookies) ne soient pas utilisées au détriment de la
sphère privée. 28
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Suite à une coalition de députés socialistes, de démocrates du centre et de quelques
démocrates-chrétiens, la Commission des transports et des télécommunications du
Conseil national (CTT-N) n’est pas entrée en matière sur le projet de révision de la loi
sur les télécommunications. Celui-ci doit permettre d’ouvrir le dernier kilomètre de
raccordement téléphonique de Swisscom à ses concurrents. Les conseillers nationaux
ont toutefois désavoué leur commission en entrant en matière sur la libéralisation du
dernier kilomètre par 98 voix contre 83. Ce volte-face est le résultat d’un
repositionnement de l’UDC. Reprenant le dossier, la CTT-N a proposé de limiter
l’ouverture du marché de la téléphonie au « last mile » et de la conditionner à des
investissements de la part des concurrents de Swisscom. A la différence du projet du
Conseil fédéral, la commission n’a pas voulu inscrire dans la loi une série de critères
pour juger d’une position dominante. Elle a préféré l’option d’une liste exhaustive de
tous les types d’accès au « last mile », auxquels un concurrent de Swisscom peut
prétendre. 29
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Malgré les conséquences funestes avancées par la gauche, le Conseil national a décidé,
par 91 voix contre 59, d’ouvrir le dernier kilomètre de raccordement téléphonique.
L’accès a toutefois été limité au fil de cuivre de l’abonné, aux lignes louées et aux
canalisations détenues par Swisscom. En effet, les conseillers nationaux ont renoncé à
étendre la réglementation aux autres technologies, telles que la téléphonie mobile, les
fibres optiques ou les réseaux à haut débit sans fil. Par 97 voix contre 93, cette idée a
été acceptée suite à une proposition de Amstutz (udc, BE), Noser (prd, ZH) et Jermann
(pdc, BL), alors qu’elle n’avait pas été discutée en commission. Les conseillers
nationaux l’ont préférée à celle de la CTT, qui souhaitait assortir l’ouverture à
l’obligation d’investir dans les infrastructures. Afin d’éviter que certains opérateurs ne
profitent des investissements consentis par Swisscom, l’accès au haut débit a été
limité à deux ans, une fois que la prestation est réellement disponible des points de vue
technique et commercial. Cette possibilité sera accordée pendant six ans après
l’entrée en vigueur de la loi. Le Conseil national a par ailleurs accepté qu’un office de
conciliation, créé par l’Office fédéral de la communication (OFCOM), soit chargé de
régler les différends entre fournisseurs et clients. Les conseillers nationaux ont
également renforcé les moyens de lutte contre la publicité de masse. Le Conseil fédéral
est ainsi chargé de déterminer les moyens de lutte appropriés contre les « spamming »
ou autres « pourriels ». 30
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Egalement dans le cadre de la loi sur les télécommunications, le Conseil national a
refusé, par 102 voix contre 60, une proposition de la gauche visant à obliger les
concurrents de Swisscom à conclure des conventions collectives de travail avec les
syndicats. Il a également refusé par 101 voix contre 62 une disposition plus souple, qui
aurait permis d’obliger un opérateur à conclure une convention collective, dans
l’hypothèse où, de manière systématique, il n’appliquerait pas les conditions usuelles
de la branche. Les conseillers nationaux ont par contre accepté par 85 voix contre 76
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l’obligation faite aux opérateurs de proposer un nombre proportionné de places
d’apprentissage. 31

Après le Conseil national, le Conseil des Etats a accepté d’abolir le monopole de
Swisscom sur la téléphonie traditionnelle (le « dernier kilomètre »). Suivant leur
commission des transports et des télécommunications (CTT-CE), les conseillers aux
Etats sont toutefois allés plus loin que leurs homologues du National, en ouvrant à la
concurrence l’accès aux canalisations de câbles, à l’interconnexion, aux lignes louées et
à l’accès au haut débit. Cette décision touchait également Cablecom sur le câble
coaxial. La proposition du gouvernement de dégroupement total a été repoussée. Pour
s’assurer que la concurrence fonctionnera dans l’accès à haut débit, le Conseil des
Etats a prévu une clause de sécurité. Trois ans après l’entrée en vigueur de la
libéralisation, les opérateurs qui n’auront pas investi pour se doter de leurs propres
infrastructures et faire jouer la concurrence dans l’ensemble du pays pourront être
exclus du marché par les autorités. Les sénateurs ont par ailleurs voulu anticiper les
développements technologiques futurs, en précisant que le parlement pourra
libéraliser « d’autres formes d’accès » en fonction de « l’évolution technique et
économique ». Ils se sont également prononcés en faveur de l’amélioration de la
protection des consommateurs et de la lutte contre les messages publicitaires non
sollicités. Au vote final, la révision de la loi sur les télécommunications a été adoptée
par 22 voix contre 7. L’opposition est venue des représentants de la gauche et de
quelques radicaux. Toutes leurs tentatives visant à encadrer strictement l’ouverture du
marché ont été tenues en échec. Seule la motion Sommaruga (ps, BE), demandant
davantage de transparence dans les tarifs de télécommunications, a passé la rampe. 32
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Le Conseil national a refusé l’ouverture totale proposée par le Conseil des Etats et,
suivant sa commission des transports et des télécommunications (CTT-CN), lui a
préféré une version plus restrictive. Les conseillers nationaux butaient sur les modalités
du dégroupage du réseau de fil de cuivre de Swisscom et sur l’ouverture à des tiers de
l’accès au haut débit. Ils craignaient qu’une réglementation trop libérale ne favorise des
concurrents profiteurs et que les investissements dans les régions périphériques ne
soient délaissés. Le Conseil national a confirmé son choix par 118 voix contre 51. Suite à
la tempête qui s’est déclenchée autour de Swisscom, le Conseil des Etats a temporisé
et a opté pour une libéralisation minimale du dernier kilomètre de la téléphonie fixe.
Comme l’avait décidé le Conseil national à deux reprises, les sénateurs ont accepté de
limiter l’accès des concurrents de Swisscom au fil de cuivre reliant le central à
l’abonné. Suivant une proposition Fünfschilling (prd, BL), ils ont refusé par 18 voix
contre 15 d’étendre la libéralisation aux autres technologies, comme la fibre optique.
Tacitement, le Conseil des Etats a néanmoins tenu à préciser dans la loi que le
parlement pourrait définir, en fonction de l’évolution technique et économique,
d’autres formes d’accès que celles prévues explicitement. Après deux ans de débats,
les deux chambres étaient enfin d’accord sur la nature de l’ouverture du dernier
kilomètre à la concurrence. Un point de litige demeurait toutefois sur le calendrier
d’ouverture de l’accès au haut débit aux concurrents de Swisscom. Les conseillers aux
Etats ont préféré suivre, par 17 voix contre 16, la position de leur CTT-CE. Celle-ci
précisait que le Conseil fédéral pourrait intervenir dans un délai de deux ans pour que
les autres fournisseurs d’accès à haut débit qui auraient profité du système sans
investir dans leurs infrastructures puissent être exclus du marché. Par 114 voix contre
55, le Conseil national a maintenu une levée du monopole sur le dernier kilomètre de
Swisscom plus restreinte que celle choisie par le Conseil des Etats. Pour les conseillers
nationaux, la libéralisation ne devait concerner que le fil de cuivre et être limitée à deux
ans pour le haut débit. 33
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Nach zweijähriger Debatte räumten die Räte in der Frühlingssession die letzten
Differenzen bei der Revision des Fernmeldegesetzes aus. Im Zentrum stand die
Entbündelung der letzten Meile im Telefon-Festnetz. Für den schnellen Bitstrom-
Zugang (Breitband-Internetanschlüsse) muss die Swisscom ihre Infrastruktur während
vier Jahren zu kostenorientierten Preisen anderen Telekommunikationsunternehmen
zur Verfügung stellen. Die Vorlage passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit
126:14 Stimmen bei 52 Enthaltungen von linker Seite und im Ständerat mit 36:2 Stimmen
bei sechs Enthaltungen. 34
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Anfang April präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Privatisierung der
Swisscom. Er beantragte, die Mehrheitsbeteiligung des Bundes von derzeit 62,45% (mit
einem Marktwert von rund CHF 16 Mrd.) zu verkaufen. Die Entlassung der Swisscom aus
der Abhängigkeit des Bundes dränge sich auf, weil die Telekommunikation als
schnelllebiges Geschäft eine ständige Anpassung der Geschäftsmodelle und hohe
Risikobereitschaft erfordere. Sinkende Preise und Umsätze im Inland zwängen das
Unternehmen, im Ausland zu wachsen. Private Investoren könnten solche Risiken eher
eingehen als der Bund. Für diesen sei es sinnvoll, sich auf die Gewährleistung guter
Rahmenbedingungen zu beschränken. Mit dem Rückzug könne er auch die
Interessenkonflikte, die sich aus seiner Mehrfachrolle als Gesetzgeber, Regulator,
Eigentümer und Kunde der Swisscom ergeben, reduzieren. Die Grundversorgung sei
durch die bestehende Fernmeldegesetzgebung breit abgesichert und könne auch in
Zukunft den sich wandelnden Bedürfnissen und technischen Möglichkeiten angepasst
werden.

Im Gegensatz zum Vernehmlassungsentwurf verzichtete der Bundesrat auf flankierende
Massnahmen wie eine Sperrminorität. Auch die Volksaktie, mit der er den Verkauf der
Bundesbeteiligung der Bevölkerung hatte schmackhaft machen wollen, hatte sich als
nicht mehrheitsfähig erwiesen. Die Mehrheit der Kantone (insbesondere die
Gebirgskantone) hatte sich gegen die Veräusserung der Bundesbeteiligung
ausgesprochen, ebenso wie die CVP, die SP und die Gewerkschaften. Auf Zustimmung
gestossen war das Ansinnen bei der SVP, der FDP und den Wirtschaftsverbänden.

Der Nationalrat würdigte das rasche Handeln des Bundesrates und die Bedeutung des
Geschäfts: Erstmals müsse das Parlament über die Privatisierung einer der
grundlegenden Infrastrukturen befinden. Die Mehrheit der Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF-NR) plädierte für Nichteintreten auf die Vorlage. So sei unklar,
wer die Swisscom übernehmen solle: Die Regierung präsentiere das Unternehmen
ausländischen Investoren auf dem Silbertablett und gefährde damit die
flächendeckende Grundversorgung in der Schweiz. Da die Swisscom für den
technologischen Fortschritt der Schweiz von strategischer Bedeutung sei, vergebe sich
der Bund mit einer Veräusserung der Firma die Möglichkeit, diesen mitzugestalten. Als
weitere Einwände führten die Kommissionssprecher sicherheitspolitische und
finanzpolitische Überlegungen an: So sei die Swisscom zuständig für die Wartung von
geheimen Anlagen, und durch den Verkauf der Unternehmung entgingen der
Bundeskasse erhebliche Einnahmen. Eine Kommissionsminderheit aus Mitgliedern der
FDP- und der SVP-Fraktion setzte sich für Eintreten auf die Vorlage ein. Nur so liesse
sich der Interessenkonflikt des Bundes (als Eigner, Regulator, Gesetzgeber und
Grosskunde) mit der Swisscom lösen. Die Bundesbeteiligung stelle zudem ein
Klumpenrisiko dar. Ausserdem sei mit dem Fernmeldegesetz die Grundversorgung
gesichert. Bundesrat Merz erklärte, die Privatisierung der Swisscom sei für das
Unternehmen, für die Branche und für die Volkswirtschaft als Ganzes die beste Lösung.
Die Strategie des Bundesrates werde von Verwaltungsrat und Konzernspitze
mitgetragen. Die Grundversorgung sei basierend auf den geltenden Gesetzen
gewährleistet, die Entflechtung von Swisscom und Armee bereits im Gang. In einer
namentlichen Abstimmung folgte der Nationalrat der Mehrheit der CVP-Fraktion, den
Sozialdemokraten und den Grünen und beschloss mit 99:90 Stimmen und vier
Enthaltungen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Der Rat lehnte eine parlamentarische
Initiative Vanek (Alliance de Gauche, GE) (05.462) im Vorprüfungsverfahren ab, welche
die Teilprivatisierung der Swisscom von 1998 rückgängig machen wollte.

Mit Stichentscheid ihres Präsidenten beantragte die Mehrheit der KVF dem Ständerat,
auf das Geschäft einzutreten und es dann an den Bundesrat zurückzuweisen. Das
Parlament müsse seine Aufgaben wahrnehmen, nötig sei eine neue Vorlage und eine
neue Vernehmlassung. Über eine Privatisierung könnten die Räte erst entscheiden,
wenn folgende Punkte geklärt seien: Sinn und Umfang einer Privatisierung,
Gewährleistung der Grundversorgung, Marktöffnung, Sicherheitspolitik,
Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen, Verbreitungsinfrastruktur sowie
Rollenkonflikte beim Bund. Eine aus Mitgliedern der CVP-Fraktion und den
Sozialdemokraten zusammengesetzte Minderheit beantragte Nichteintreten, um dem
Bundesrat Zeit zu geben, in aller Ruhe eine neue, bei Parlament und Volk
mehrheitsfähige Lösung zu erarbeiten. Die für die Grundversorgung wichtige Telekom-
Infrastruktur solle nicht in ausländische Hände fallen; bis jetzt habe die Regierung nicht
gezeigt, wie sie dieses Kernproblem lösen wolle. Bundesrat Merz unterstützte den
Rückweisungsantrag der Kommissionsmehrheit, um das Geschäft neu aufzugleisen, eine
Privatisierungsstrategie zu entwickeln und die Grundversorgung auch der Randgebiete
vertieft abzuklären. Eine Vollprivatisierung – das hätten die Debatten in beiden Räten
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gezeigt – sei nicht sofort machbar. Mit 23:21 Stimmen beschloss der Ständerat, nicht
auf die Vorlage einzutreten. Mit diesem Entscheid war das Geschäft erledigt. Die
Leitung der Swisscom gab bekannt, dass sie trotz dieses negativen
Parlamentsentscheids weiterhin die vollständige oder zumindest teilweise Abgabe der
Bundesbeteiligung am Unternehmen wünsche. 35

Mit dem Inkrafttreten des revidierten Fernmeldegesetzes im April 2007 wurde das
Verschicken von unerwünschten Werbemails (Spam) strafbar. Künftig wird es unter
Geld- oder Freiheitsstrafe verboten sein, via E-Mail unaufgefordert Massenwerbung zu
versenden oder solche Sendungen in Auftrag zu geben, ohne vorher die Einwilligung der
Empfänger eingeholt zu haben. Zudem müssen immer ein korrekter Absender
angegeben und eine Ablehnungsmöglichkeit angeboten werden. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
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ANDREA MOSIMANN

En septembre, le Conseil fédéral a établi la feuille de route pour l’ouverture du marché
postal suisse. Début 2008, il mettra en consultation un projet de nouvelle législation
prévoyant une ouverture en deux étapes. Dès 2011, le monopole des lettres sera abaissé
de 100 à 50 grammes. Puis, deux à cinq ans plus tard, le parlement se prononcera sur la
libéralisation complète et sa décision sera soumise au référendum facultatif. La future
loi prescrira le respect par toutes les entreprises des conditions de travail usuelles dans
la branche et garantira, au besoin, le financement du service universel par un fonds
alimenté par les entreprises de la branche ou par des indemnités de l’Etat. La Poste,
aujourd’hui établissement de droit public, sera transformée en société anonyme de
droit public dont la Confédération sera obligatoirement l’actionnaire majoritaire. Les
réactions n’ont pas tardé. Le PS, les Verts et le Syndicat de la communication ont
répété leur opposition à toute libéralisation, tandis que les partis bourgeois ont fait
part de leur satisfaction, PRD et UDC appelant même à accélérer le processus
d’ouverture. Du côté de l’ancienne régie, on s’est dit prêt à la poursuite de la
libéralisation. 37
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En mai, le Conseil fédéral a adopté le projet de nouvelle législation postale qui
comporte une loi sur la poste (LPO) et une loi sur l’organisation de la Poste Suisse (LOP)
(09.050). Cette réforme vise à l’ouverture complète du marché postal aux prestataires
privés tout en garantissant le service universel. Le projet de LPO prévoit la suppression
du monopole sur les lettres d’un poids inférieur ou égal à 50 grammes dans un délai
d’un an après l’entrée en vigueur de la nouvelle loi sur la poste (soit au plus tôt en 2013),
au moyen d’un arrêté fédéral soumis au référendum facultatif. Il entérine le principe
d’un service universel garanti, accessible à tous, couvrant l’ensemble du territoire et
finançable, proposant des services postaux et de paiements. La loi définit ainsi les
prestations incluses dans le service universel et le mandat légal de la Poste Suisse pour
sa fourniture à la population. Quant au financement, les coûts des prestations doivent
en principe être couverts par les recettes qu’elles génèrent. En cas de coûts non
couverts, la Poste Suisse peut les faire valoir auprès de l’autorité de régulation du
marché postal (actuellement PostReg, à l’avenir PostCom), laquelle constitue alors un
fonds alimenté par l’ensemble des prestataires de services postaux. Si le fonds est
insuffisant, des contributions étatiques apporteront le complément nécessaire. La LPO
contient en outre une réglementation uniforme pour tous les acteurs du marché postal.
Une dérogation n’est possible que dans la mesure où la fourniture du service universel
l’exige « impérativement ». Au titre de mesure d’accompagnement, le Conseil fédéral
entend soumettre les prestataires de services postaux à l’obligation de négocier une
convention collective de travail et de respecter les conditions usuelles dans la branche.
Enfin, le projet contient des dispositions régissant l’organisation et le fonctionnement
de l’autorité de régulation, les voies de droit en cas de litiges, ainsi que l’institution
d’un organe de conciliation accessible aux consommateurs. Le projet de LOP, quant à
lui, prévoit une réorganisation du service public en adéquation avec l’environnement
compétitif du marché libéralisé. Le gouvernement a privilégié la forme de la société
anonyme de droit public, car elle garantit la flexibilité entrepreneuriale nécessaire tout
en maintenant la participation fédérale. Il a en outre exclu explicitement la possibilité
pour la Poste d’octroyer des crédits et des hypothèques à des tiers, confirmant son
renoncement de l’année précédente à proposer la licence bancaire. 38
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Au Conseil des Etats, les sénateurs Maissen (pdc, GR) et Savary (ps, VD) ont déposé des
propositions de non entrée en matière, relevant que la libéralisation complète du
marché postal n’était pas nécessaire, ni même opportune et que le financement du
service universel n’était aucunement garanti par le projet présenté. Ils ont en outre mis
en garde contre une répétition du scénario expérimenté dans les domaines de
l’électricité et des télécommunications, c’est-à-dire, selon eux, une réduction des
prestations conjuguée à une hausse des prix. Par 26 voix contre 15, la chambre haute a
toutefois suivi sa CTT et approuvé l’entrée en matière, jugeant ces inquiétudes
légitimes mais exagérées. Lors de la discussion par article, la CTT a proposé plusieurs
modifications mineures de la LPO, toutes adoptées sans discussion. Le Conseil des
Etats a par contre refusé d’obliger les entreprises souhaitant utiliser les infrastructures
de la Poste à appliquer les dispositions de la convention collective de travail de cette
dernière, comme l’a demandé une minorité Hêche (ps, JU). Par 23 voix contre 12, les
sénateurs ont suivi la majorité de leur commission en décidant d’astreindre les
entreprises postales à publier des informations sur la durabilité écologique et sociale
de leurs prestations. Concernant l’étendue du service universel, la chambre haute n’a
pas souhaité étendre la desserte garantie au-delà des lieux habités à l’année. Elle a
également refusé, par 20 voix contre 15, d’attribuer un rôle prépondérant aux offices de
poste dans la fourniture du service universel par rapport aux agences administrées par
des tiers, comme le souhaitait la même minorité Hêche. Le plénum a par contre suivi
cette minorité en décidant de garantir que chaque commune dispose au minimum
d’une boîte postale publique pour l’expédition de courrier. Les sénateurs ont refusé de
justesse, par 21 voix contre 20, d’augmenter le montant des subventions pour la
diffusion de la presse associative et des journaux quotidiens et hebdomadaires. Par
contre, sur proposition de sa commission, la chambre haute a décidé de supprimer la
limitation dans le temps de ce soutien à la presse. Quant au rythme de la libéralisation,
les sénateurs ont tout d’abord refusé la libéralisation complète et immédiate du
marché postal telle que la souhaitait une minorité Hess (plr, OW). Ils ont rejeté de
justesse, par 20 voix contre 19, une proposition d’une minorité Imoberdorf (pdc, VS)
visant au maintien du monopole de la Poste sur les lettres de moins de 50 grammes
censé assurer le financement à long terme du service universel au profit de la
libéralisation en deux temps voulue par le Conseil fédéral et soutenue par la majorité
de la CTT. La même minorité a vainement tenté de repousser l’ouverture complète du
marché de un à trois ans après l’entrée en vigueur de la LPO. Selon une proposition
Germann (udc, SH), le plénum a décidé que le Conseil fédéral consultera les cantons et
les communes avant de définir les conditions d’accès aux diverses prestations du
service universel. Lors du vote sur l’ensemble, le Conseil des Etats a approuvé le projet
de LPO ainsi amendé par 21 voix contre 10 (et 4 abstentions).

Concernant le projet de LOP (09.050), les discussions ont essentiellement porté sur
l’opportunité d’attribuer une licence bancaire à la Poste. Ce débat a en fait débuté à la
session d’été déjà à l’occasion du traitement de propositions individuelles. Au terme de
vifs échanges, les sénateurs ont alors rejeté, par 24 voix contre 14, une motion Jenny
(udc, GL) (09.3157) en faveur de la licence bancaire. Les opposants n’ont pas voulu que
la Poste n’entre en concurrence avec les banques cantonales, tandis que les partisans
ont vu dans une banque postale le moyen de garantir le financement du service
universel et le maintien du réseau d’offices existant et d’assurer que l’épargne gérée
par Postfinance profite pleinement à l’économie suisse. Le Conseil national a quant à
lui décidé, par 98 voix contre 69, de ne pas donner suite à une initiative parlementaire
Caviezel (plr, GR) (09.404) allant dans le même sens que la motion Jenny. Par 25 voix
contre 11, les sénateurs ont confirmé leur décision de la session d’été et rejeté la
proposition d’une minorité Maissen (pdc, GR) d’autoriser la Poste à octroyer des crédits
et hypothèques. La transformation de l’ancienne régie en société anonyme n’a suscité
que quelques réticences dans les rangs socialistes. Les sénateurs ont en outre adopté
tacitement deux amendements proposés par la CTT obligeant le Conseil fédéral à
consulter les commissions compétentes de l’Assemblée fédérale avant de déterminer
les objectifs quadriennaux de l’entreprise et de procéder au changement de sa forme
juridique. La chambre haute a par ailleurs refusé, par 21 voix contre 9, d’exonérer de la
TVA les prestations relevant du service universel comme le demandait le sénateur
Maissen (pdc, GR). Au vote sur l’ensemble, le Conseil des Etats a adopté le projet
amendé de LOP par 23 voix contre 4 (et 5 abstentions). 39
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La poursuite du traitement parlementaire du projet de nouvelle législation postale
initié par le Conseil des Etats l’année précédente a été fortement conditionnée par le
développement de la crise au sommet de La Poste et par la campagne de récolte de
signatures pour l’initiative populaire fédérale « Pour une poste forte » lancée par
Syndicom et le PS à fin 2009. Suite à la démission de Claude Béglé de la présidence du
conseil d’administration de l’ancienne régie fédérale, la CTT-CN a reporté ses travaux
de quatre mois et demandé au Conseil fédéral d’apporter des éclaircissements
concernant les objectifs stratégiques assignés à La Poste. Sous la pression des
commissaires socialistes et verts, la commission a en outre exigé des informations
complémentaires au sujet des conséquences de la suppression du monopole sur les
lettres jusqu’à 50 grammes. 40
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Dans un tel contexte, le débat d’entrée en matière au Conseil national fut vif et nourri.
Si tous les partis à l’exception des Verts ont jugé nécessaire une redéfinition des
conditions cadres du marché postal contenues dans la loi sur la poste (LPO), le PS a
communiqué qu’il refuserait la loi et lancerait le référendum si le plénum y
réintroduisait la libéralisation totale. Egalement exprimé par les Verts, ce refus
catégorique de la suppression du monopole a été motivé par les risques de hausse de
prix, de péjoration des conditions de travail et de dégradation des prestations du
service universel (notamment la fermeture d’offices de poste et la suppression de
boîtes aux lettres). À l’inverse, le PLR a annoncé qu’il refuserait la LPO si l’ouverture
complète du marché postal était biffée du projet, celui-ci perdant alors tout son sens.
L’UDC a également plaidé en faveur de la libéralisation totale, tout en se disant prêt à
accepter le report de la suppression du monopole tel que proposé par la majorité de la
CTT-CN. Les groupes PBD et PDC-PEV-Verts libéraux ont quant à eux plaidé pour le
report de la libéralisation. Concernant le projet de loi sur l’organisation de La Poste
(LOP) (09.050), le PS et les Verts se sont opposés à l’entrée en matière, critiquant la
transformation de La Poste en société anonyme de droit public et la possibilité ainsi
offerte à la Confédération de céder une partie de ses actions à des entreprises postales
étrangères. Ils ont par ailleurs rejeté l’ouverture du capital de Postfinance, en raison du
risque de privatisation des bénéfices de cette filiale dont dépend la survie économique
de l’ancienne régie. Les partis bourgeois ont au contraire jugé positivement ces
changements. Au terme de ce débat, les députés ont approuvé l’entrée en matière sur
les deux projets de loi, respectivement par 157 voix contre 18 et par 118 voix contre 57.
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Lors de la discussion par article de la LPO (loi sur la poste), le plénum a tout d’abord
refusé, par 107 voix contre 64, d’obliger les entreprises postales à conclure des
conventions collectives de travail avec leurs employés, ainsi que l’a proposé une
minorité Pedrina (ps, TI). Une proposition radicale visant à obliger La Poste à mettre ses
infrastructures à disposition de ses concurrents privés a également été rejetée, par 126
voix contre 41. Par 94 voix contre 61, les députés ont refusé de conditionner l’utilisation
des cases postales par les concurrents de La Poste au respect des dispositions de la
convention collective de cette dernière, ainsi que l’a demandé une minorité
Simoneschi-Cortesi (pdc, TI). La CTT-CN a proposé d’attribuer la concession pour le
service universel par une procédure d’appel d’offres, comme cela se fait pour les
télécommunications. Par 84 voix contre 82, le plénum a préféré s’en tenir à la solution
retenue par le Conseil fédéral et le Conseil des Etats, considérant que, à l’instar des
télécommunications, aucun concurrent de l’opérateur historique n’étant susceptible
de présenter une offre, une telle procédure serait inutile et coûteuse. Par 87 voix
contre 85, la chambre basse a suivi sa commission, en introduisant une garantie
générale de la distribution à domicile cinq jours par semaine dans tous les lieux habités
à l’année, excluant ainsi les exceptions proposées par le Conseil fédéral. Toujours sur
proposition de sa commission, elle a décidé de garantir l’accessibilité des prestations
du service universel dans toutes les régions du pays à une « distance raisonnable ». Par
97 voix contre 74, les députés ont inscrit dans la loi le droit de participation des
communes en matière de détermination du réseau de points d’accès aux services
postaux, selon une proposition Weber-Gobet (pcs, FR). À la suite du Conseil des Etats,
mais contre l’avis de la majorité de la CTT-CN, le Conseil national a approuvé, par 102
voix contre 69, la suppression de la limitation dans le temps de l’aide à la presse, selon
une proposition Allemann (ps, BE). Cette aide a d’ailleurs été revue à la hausse, qu’elle
soit destinée à la presse régionale et locale (de CHF 20 à 30 millions) ou à la presse
associative (de CHF 10 à 20 millions). Concernant la libéralisation, le plénum a suivi la
majorité de la CTT en décidant, par 102 voix contre 82, de biffer la suppression du
monopole de La Poste sur les lettres d’un poids égal ou inférieur à 50 grammes et de
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charger le Conseil fédéral de présenter, dans un délai maximal de trois ans après
l’entrée en vigueur de la LPO, un rapport sur les conséquences de l’ouverture du
marché jusqu’à 50 grammes en Suisse et de la libéralisation complète en Europe, ainsi
que des mesures pour le développement futur du marché postal. Au vote sur
l’ensemble, les députés ont adopté la LPO, par 152 voix contre 26, ces dernières
provenant presque exclusivement du groupe PLR.

Lors de l’examen de la LOP (loi sur l'organisation de La Poste) (09.050), le plénum a tout
d’abord rejeté des propositions socialistes visant à ce que La Poste conserve le statut
d’établissement autonome de droit public et que la Confédération en demeure l’unique
propriétaire. Une minorité rose-verte de la CTT-CN a en outre proposé de transformer
Postfinance en une véritable banque postale. Les députés ont rejeté cette proposition
par 101 voix contre 67. Ils n’ont pas non plus souhaité que La Poste conserve la
propriété de la totalité des actions de Postfinance SA, décidant au contraire, par 125
voix contre 61, d’ouvrir son capital tout en garantissant à La Poste une majorité de
sièges et de voix au conseil d’administration. La chambre basse a par ailleurs adopté
plusieurs modifications formelles proposées par la CTT-CN, ainsi qu’un amendement
précisant que les deux lois entreront en vigueur simultanément. Au vote sur l’ensemble,
la chambre basse a adopté la LOP, par 97 voix contre 83.

Lors de l’élimination des divergences, le Conseil des Etats s’est rallié à l’ensemble des
modifications mineures apportées à la LPO (loi sur la poste) par le Conseil national.
Concernant le service universel, il a amendé le texte afin d’introduire des exceptions à
la garantie de la desserte pour les ménages dont le domicile est d’un « accès
extrêmement difficile ». S’agissant du soutien accru à la presse, les sénateurs l’ont
approuvé par 21 voix contre 19, mais la majorité qualifiée requise pour cette charge
supplémentaire n’a pu être atteinte. Enfin, la chambre des cantons a renoncé à la
suppression du monopole résiduel de La Poste. Le Conseil national s’est rallié sur
l’ensemble des divergences, à l’exception de l’aide à la presse et sous réserve d’un
désaccord formel au sujet des exceptions à la desserte du service universel. Les
sénateurs ont finalement suivi les députés sur ces deux questions. En votation finale,
les chambres ont adopté la LPO, respectivement par 36 voix contre 6 et 154 voix contre
24, ces dernières émanant pour un quart de l’UDC et pour trois quarts du PLR.

Quant à la LOP (loi sur l'organisation de La Poste) (09.050), le Conseil des Etats a suivi le
Conseil national pour les modifications mineures. Sur proposition de leur CTT, les
sénateurs ont seulement reformulé la disposition concernant l’entrée en vigueur
synchronisée des deux lois afin de permettre au gouvernement d’anticiper le
changement de forme juridique. La chambre du peuple s’étant tacitement ralliée sur
cette ultime divergence, la LOP a finalement été adoptée, respectivement par 28 voix
contre 4 et par 100 voix contre 75. 41
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2012 hatte sich der Nationalrat geweigert, eine Motion der Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen des Ständerates (KVF-SR) für eine allgemeine
Verfassungsbestimmung über die Grundversorgung (05.3232) abzuschreiben. Im Mai
2013 legte der Bundesrat deshalb einen Entwurf in drei Varianten dazu vor. Variante A
enthält den Handlungsauftrag an die Gemeinwesen aller Ebenen, sich für eine
ausreichende, allen zugängliche Grundversorgung einzusetzen. Variante B enthält über
den Handlungsauftrag hinaus auch eine Definition des Begriffs der Grundversorgung
sowie eine Auflistung der Bereiche, in welchen die Grundversorgung von Bedeutung ist.
Variante C führt die inhaltlichen Grundsätze der Grundversorgung weiter aus, nennt
Güter und Dienstleistungen sowie verschiedene Prinzipien, welche für die
Grundversorgung gelten sollen. Der Bundesrat hält die Schaffung einer allgemeinen
Verfassungsbestimmung über die Grundversorgung für nicht sinnvoll, möchte sie aber,
falls die Bundesversammlung an dieser festhält, gemäss Variante A ausführen. Die
Bundesversammlung hat den Entwurf 2013 nicht mehr behandelt. 42
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Im September 2014 debattierte der Ständerat über eine allgemeine
Verfassungsbestimmung zur Grundversorgung. Der Bundesrat hatte dazu 2013 einen
Entwurf in drei Varianten vorgelegt. Während Variante A nur einen Handlungsauftrag
enthält, bietet Variante B zusätzlich eine Definition der Grundversorgung und Variante
C listet darüber hinaus inhaltliche Grundsätze, Prinzipien und Güter auf. Der Bundesrat
wollte auf einen allgemeinen Verfassungsartikel über die Grundversorgung verzichten
und bat deshalb um Nichteintreten. Für den Fall, dass der Rat eintritt, empfahl der
Bundesrat die Variante A zur Annahme. Die Eintretensdebatte war geprägt von der
Frage, ob ein zusätzlicher Verfassungsartikel einen Mehrwert bringe oder nicht. Gegner
eines neuen Artikels fanden den existierenden Artikel 43a Absatz 4 hinreichend,
Befürworter machten sich stark für einen allgemeinen Artikel, der als Bekenntnis zur
Grundversorgung und als Zeichen der Solidarität mit Berggebieten und Randregionen
zu verstehen sei. Der Rat trat schliesslich mit 25 zu 18 Stimmen auf die Vorlage ein. Die
Mehrheit der KVF-SR beantragte die Annahme einer eigenen Variante, welche einer
verkürzten Fassung der bundesrätlichen Variante C glich. Ein Minderheitsantrag Theiler
(fdp, LU) wollte dem Bundesrat folgen und der Variante A zustimmen. Mit
Stichentscheid des Präsidenten Germann (svp, SH) bei 20 zu 20 Stimmen entschied die
kleine Kammer zugunsten der Minderheit. In der Schlussabstimmung entschied sich der
Rat mit 20 zu 16 Stimmen bei drei Enthaltungen gemäss Bundesrat für Variante A. Der
Nationalrat nimmt das Geschäft in seiner Frühjahrssession 2015 auf. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2014
NIKLAUS BIERI

In der Frühjahrssession 2015 beriet der Nationalrat über die allgemeine
Verfassungsbestimmung zur Grundversorgung. Nachdem der Bundesrat dem
Parlament 2013 widerwillig vier Versionen eines Verfassungsartikels zur
Grundversorgung vorgelegt hatte, hatte der Ständerat im Herbst 2014 die am
allgemeinsten gehaltene Version A des Artikels angenommen. Der Nationalrat folgte der
kleinen Kammer in diesem Entscheid nicht. Eine Minderheit Fluri (fdp, SO) verlangte
Nichteintreten und begründete dies mit dem fehlenden Mehrwehrt, den eine
allgemeine Verfassungsbestimmung zur Grundversorgung gegenüber den bereits
bestehenden Verfassungsartikeln aufweist. Obschon sich alle Rednerinnen und Redner
in der grossen Kammer zum Service public und einer garantierten Grundversorgung
bekannten, gab es keine Einigkeit darüber, ob die allgemeine Verfassungsbestimmung
zur Sicherung des Service public notwendig sei oder nicht. Der Nationalrat beschloss
schliesslich mit 101 zu 85 Stimmen bei einer Enthaltung Nichteintreten. 
Der Ständerat kam in der Sommersession 2015 auf das Geschäft zurück. Die
Kommissionsmehrheit empfahl, am früheren Beschluss festzuhalten, eine Minderheit
Theiler (fdp, LU) beantragte aber Nichteintreten. Bundesrätin Sommaruga (sp, BE) hielt
es mit der Minderheit und bat den Rat um Nichteintreten. Mit 24 zu 18 Stimmen hielt
die kleine Kammer jedoch am früheren Entscheid fest und spielte den Ball wieder der
grossen Kammer zu. 
Der Nationalrat diskutierte in der Herbstsession 2015 erneut über die Vorlage. Die
Kommissionsmehrheit wollte am Nichteintretensentscheid festhalten, eine Minderheit
Graf-Litscher (sp, TG) verlangte hingegen Eintreten. Die Diskussion bewegte sich in den
selben Bahnen wie in den vorhergehenden Debatten zum Thema: Während die
Ratsrechte betonte, die allgemeine Verfassungsbestimmung sei nutzlos, überflüssig,
Ballast oder reine Dekoration, drückte die Ratslinke das Bedenken aus, die
Grundversorgung könnte längerfristig unter Druck kommen und ausgedünnt werden,
weshalb es den Verfassungsartikel unbedingt brauche. Die Fraktionen von SVP, FDP und
GLP stimmten für Nichteintreten, die Fraktionen von SP und Grünen wollten Eintreten
und die CVP und die BDP waren etwa hälftig gespalten: Der Nationalrat beschloss mit
110 zu 75 Stimmen (keine Enthaltungen) Nichteintreten und erledigte damit die
Vorlage. 44
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Im September 2017 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Fernmeldegesetzes an das Parlament gerichtet. In der Botschaft galten die folgenden
vorgeschlagenen Änderungen als wichtigste Punkte der Revision: Die allgemeine
Meldepflicht von Fernmeldeanbietern soll abgeschafft und durch eine Registrierung für
jene Anbieter, die vom BAKOM verwaltete konzessionspflichtige Funkfrequenzen
nutzen, ersetzt werden. Die bisher nur für Kupferleitungen («Doppelader-
Metallleitungen») geltende Pflicht für marktbeherrschende Anbieter, einen vollständig
entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss zu gewähren, soll auf sämtliche
leitungsgebundenen Anschlüsse (also auch auf das Glasfasernetz) ausgeweitet werden.
Zur Förderung eines echten Wettbewerbs soll der Bundesrat einen
technologieneutralen (möglicherweise virtuellen) Zugang zum Teilnehmeranschluss
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vorsehen können. Vorgesehen ist in der Botschaft weiter, dass alle Fernmeldeanbieter
das Recht haben, Zugang zum Gebäudeführungspunkt und zu gebäudeinternen Anlagen
zu erhalten. Im Bereich des Roamings soll der Bundesrat die Möglichkeit erhalten, den
Wettbewerb zu fördern und unverhältnismässig hohe Kundentarife zu verhindern. Den
Fernmeldeanbieterinnen werden Transparenzpflichten bezüglich der Bearbeitung der
übermittelten Informationen auferlegt (Stichwort Netzneutralität). Weitere Punkte zur
Verbesserung des Konsumentenschutzes sind strengere Massnahmen gegen
unerwünschte Werbung (Stichwort Telefonterror) sowie ein erhöhter Kinder- und
Jugendschutz. Ein eigentlicher Paradigmenwechsel soll bei der Nutzung von
Funkfrequenzen vollzogen werden: Gilt bisher in der Regel die Konzessionspflicht, so
soll das Frequenzspektrum neu im Grundsatz frei genutzt werden können. Neu soll
zudem der Handel mit Frequenzen erlaubt und die Kooperation von Konzessionären bei
Infrastruktur- und Frequenznutzung ermöglicht werden. Die Vorlage enthält weiter
Änderungen in den Bestimmungen zu Notruf, Informations- und Infrastruktursicherheit.
Die umfassende Überprüfung der Bestimmungen über die Grundversorgung soll erst zu
einem späteren Zeitpunkt unabhängig von der vorliegenden Revision erfolgen.
Der Beratung des Geschäfts im Parlament waren umfangreiche Kommissionsarbeiten
der KVF beider Kammern vorausgegangen. Im Herbst 2017 führte die KVF-NR
Anhörungen mit Fernmeldeanbieterinnen, Verbänden und Kommissionen durch. Dabei
seien vor allem der Netzzugang, die Netzneutralität und das Roaming von Interesse
gewesen. Im Februar 2018 beschloss die KVF-NR mit 18 zu 6 Stimmen, ihrem Rat das
Eintreten zu beantragen. 
Die Vorlage wurde für Ende September 2018 im Nationalrat traktandiert. Der Erstrat
debattierte zwei Tage und schuf einige Differenzen zum Bundesrat. So strich die grosse
Kammer mit dem entbündelten Zugang zum Glasfasernetz einen Kernartikel aus der
Vorlage, verwendete den Begriff «Massenwerbung» (der Bundesrat hatte in der
Botschaft den Begriff «unlautere Werbung» gebraucht) und folgte auch bezüglich der
Netzneutralität nicht dem Bundesrat: Statt einer Transparenzpflicht, wie sie der
Bundesrat den Telekommunikationsanbietern auferlegen wollte, nahm der Nationalrat
eine Verpflichtung zur Netzneutralität in die Vorlage auf. Während der Bundesrat die
Fernmeldedienstanbieterinnen dazu verpflichten wollte, Kinderpornografie und andere
verbotene pornografische Inhalte auf Hinweis der Polizei zu unterdrücken, beschloss
der Nationalrat, solche Inhalte seien zu löschen. Bezüglich Roaming folgte die grosse
Kammer dem Bundesrat und stimmte jenen Artikeln zu, die den Bundesrat zur
Bekämpfung von unverhältnismässig hohen Endkundentarifen ermächtigen. Der
Nationalrat nahm in die Vorlage auf, dass Blaulichtorganisationen von den
Verwaltungsgebühren für die benutzten Funkfrequenzen befreit werden sollen. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat die Vorlage mit 192 zu 1 Stimme an (bei einer
Enthaltung). 45

Mit der Botschaft vom 21. November 2018 zu einem nationalen sicheren
Datenverbundsystem beantragte der Bundesrat dem Parlament einen
Verpflichtungskredit von CHF 150 Mio. Mit dem Verpflichtungskredit soll ein nationales
sicheres Datenverbundsystem entwickelt und beschafft werden. Bei der
Sicherheitsverbundsübung 2014 und bei der strategischen Führungsübung 2017 war
festgestellt worden, dass die Führungsorgane von Bund, Kantonen und Gemeinden, die
Behörden und Organisationen für Sicherheit und Rettung sowie die Betreiberinnen von
kritischen Infrastrukturen bei Katastrophen und Notlagen mit einer Strommangellage
nur mit Einschränkungen oder gar nicht auf die verfügbaren zivilen
Telekommunikationssysteme zugreifen könnten. Auch die fehlende Gesamtdarstellung
mit Lagebildern (der sogenannte Lageverbund) war bei den Übungen als Schwachpunkt
identifiziert worden. Mit der Schaffung eines neuen nationalen Datenverbundsystems
könnten diese Schwachstellen behoben werden. 46
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Im November 2018 nahm die kleine Kammer als Zweitrat die Debatte zur Revision des
Fernmeldegesetzes auf. Mit einem relativ knappen Entscheid (22 zu 19 Stimmen bei
zwei Enthaltungen) schloss sich der Ständerat bei der Entbündelung der letzten Meile
dem Nationalrat an: Der Zugang zu den Glasfaseranschlüssen soll nicht für alle Anbieter
geöffnet werden. Wie schon im Nationalrat beriefen sich die die Marktöffnung
befürwortenden Stimmen auf den gesunden Wettbewerb, während die ablehnenden
Stimmen mit dem Schutz von Investitionen und Service public argumentierten. 
Bezüglich der Netzneutralität sprach sich der Ständerat für einen Kompromiss aus. Im
Gegensatz zum Nationalrat, welcher die Netzneutralität garantieren wollte, sah der
Ständerat Ausnahmen vor: Telekomanbieter sollen ihre Angebote bei Spezialdiensten
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flexibel gestalten dürfen (etwa bei der Sprachtelefonie oder bestimmten
Fernsehdiensten). Eine Differenz zum Nationalrat, der in dieser Frage dem Bundesrat
gefolgt war, schuf der Ständerat bezüglich zusätzlicher Anschlüsse. Bundesrat und
Nationalrat wollten, dass Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer weitere
Anschlüsse dulden müssen, wenn Fernmeldedienstanbieter die Kosten für den
Anschluss übernehmen. Der Ständerat beschloss hingegen, dass
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer diese Anschlüsse dann akzeptieren
müssen, wenn Mieterinnen und Mieter diese verlangen und die Kosten tragen. Bezüglich
verbotener pornografischer Inhalte ging der Ständerat weiter als Bundesrat und
Nationalrat: So sollten Fernmeldedienstanbieterinnen solche Inhalte nicht nur
unterdrücken (Bundesrat) beziehungsweise auf Hinweis der Polizei löschen
(Nationalrat), sondern bei Verdachtsfällen dem Bundesamt für Polizei Meldung erstatten
müssen. Beim Roaming folgte der Ständerat wie schon der Nationalrat der Regierung.  
In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 33 zu 7 Stimmen
an. 47

Am 5. März 2019 beriet der Nationalrat die Differenzen in der Revision des
Fernmeldegesetzes. Bei der Netzneutralität zeigte er sich bereit, auf die Linie des
Ständerates einzuschwenken, veränderte aber die Formulierung. Inhaltlich blieb es
dabei: Provider sollen Spezialdienste (von den Providern zusätzlich zum
Internetanschluss angebotene Dienste wie Sprachtelefonie über Mobilfunk der vierten
Generation (VoLTE) oder bestimmte Fernsehdienste (IPTV)) flexibel gestalten können,
solange die Internetverbindung dadurch nicht verschlechtert wird. Bezüglich der
verbotenen pornografischen Inhalte lehnte der Nationalrat den Vorschlag des
Ständerates ab: Fernmeldeanbieterinnen sollen keiner Meldepflicht unterliegen,
sondern nur sperren bzw. löschen, was die Polizei beanstandet. 
Weiterhin umstritten war, ob den Blaulichtorganisationen die Verwaltungsgebühren der
verwendeten Funkfrequenzen erlassen werden sollen. Der Ständerat wollte dies nicht,
der Nationalrat blieb jedoch dabei. Eine weitere Differenz, die bestehen blieb, betraf
die Finanzierung von Anschlüssen: Gemäss Ständerat müssen
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer weitere Anschlüsse nur dulden, wenn
sie von Mietern verlangt und bezahlt werden. Dem Nationalrat zufolge sollen sie es auch
dann, wenn Fernmeldedienstanbieterinnen die Kosten übernehmen.
Zugestimmt hat der Nationalrat einem vom Ständerat eingebrachten Passus, der regelt,
dass Änderungen an den Programmen beim zeitversetzten Fernsehen der Zustimmung
des Veranstalters bedürfen. Der Nationalrat überwies die Vorlage mit den
verbleibenden Differenzen an den Ständerat. 48
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Zwei Tage nachdem der Nationalrat darüber debattiert hatte, kam die Revision des
Fernmeldegesetzes zurück in den Ständerat, wo es um die Bereinigung der letzten
Differenzen ging. 
Bei zwei Differenzen – der Netzneutralität und der Finanzierung von Anschlüssen –
lenkte die kleine Kammer ein und übernahm die Versionen des Nationalrates. Künftig
sollen Fernmeldedienstanbieterinnen Angebote von Spezialdiensten flexibel gestalten
können, sofern dies die Qualität der Internetverbindung nicht verschlechtert.
Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer müssen die Installation weiterer
Anschlüsse neu auch dulden, wenn die Anbieter die Kosten dafür tragen. Neben drei
Differenzen, die technische Details betrafen, blieb auch die Befreiung der
Blaulichtorganisationen von den Verwaltungsgebühren der verwendeten
Funkfrequenzen umstritten: Während der Nationalrat auch private Organisationen von
den Gebühren befreien wollte, soll dies gemäss neuem Vorschlag des Ständerates nur
für Schutz- und Rettungsdienste, die ausschliesslich im öffentlichen Interesse tätig
sind, gelten. Fest hielt der Ständerat an der von ihm eingebrachten Meldepflicht bei
verbotenen pornografischen Inhalten: Provider sollen nicht nur Verbotenes sperren,
sondern Verdachtsfälle dem Fedpol melden müssen. Bundesrätin Sommaruga, auf die
in dieser Debatte neben Kommissionssprecher Claude Janiak (sp, BL) die einzigen
Wortmeldungen entfielen, bat den Rat, diese Regelung noch einmal zu überdenken.
Eine Meldepflicht für zufällig entdeckte Verdachtsfälle sei etwas widersprüchlich.
Zudem sei es in der Praxis äusserst schwierig auszumachen, ob ein hinreichender
Verdacht für eine Meldung vorliege. Die Provider könnten zur eigenen Absicherung eine
Flut von Meldungen auslösen, mit der nichts gewonnen wäre, befürchtete die
Bundesrätin. Die kleine Kammer blieb mit 32 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung) bei ihrer
ursprünglichen Absicht. 49
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In der Differenzbereinigung zur Revision des Fernmeldegesetzes lag der Ball am 11.
März 2019 wieder beim Nationalrat. Dieser gab in allen Punkten nach, wegen einer
Neuformulierung blieb jedoch eine Differenz bestehen: Bezüglich der Meldepflicht für
Provider bei Verdachtsfällen von verbotener Pornografie wünschte der Nationalrat eine
präzisere Definition der Verdachtsfälle und schuf diese mit dem Verweis auf den Artikel
zu verbotener Pornografie im Strafgesetzbuch. 
Am 18. März stimmte der Ständerat der Formulierung stillschweigend zu, womit alle
Differenzen bereinigt waren. 
Das revidierte Fernmeldegesetz wurde in den Schlussabstimmungen am 22. März 2019
vom Nationalrat mit 194 gegen 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) und vom Ständerat
einstimmig (44 Stimmen, keine Enthaltung) angenommen. 50
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Im Mai 2015 hatte der Bundesrat die Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von
Gütern zur Internet- und Mobilfunküberwachung erlassen. Die Verordnung war auf
vier Jahre befristet. Der Bundesrat wollte in der Lage sein, Ausfuhrbewilligungen
verweigern zu können, wenn Grund zur Annahme besteht, dass die fraglichen Güter im
Bestimmungsland zur Repression missbraucht werden. Weil sich die Verordnung in den
Augen des Bundesrats bewährt hatte, verabschiedete er im Juni 2018 eine Botschaft
zur Änderung des Güterkontrollgesetzes. Damit könnte die Verordnung ins ordentliche
Recht überführt werden und unbefristet gelten. 
Die SiK-NR empfahl ihrem Rat im Oktober 2018 mit 16 gegen 7 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nicht auf die Änderung des Güterkontrollgesetzes einzutreten – die
Kommissionsmehrheit wollte mit einer Gesetzesänderung abwarten, um «die
Technologieentwicklung im Bereich Internet- und Mobilfunküberwachung und deren
Auswirkung auf die Firmen und Produkte besser abschätzen zu können». Weil der
Bundesrat eine befristete Verordnung nicht verlängern darf, wenn das Parlament auf
die gesetzliche Grundlage nicht eintritt, widerrief die Kommission ihren Entscheid
jedoch. Der Bundesrat konnte damit die Geltungsdauer der Verordnung im April 2019
um vier Jahre verlängern. Die SiK-NR fasste Ende April mit 13 zu 12 Stimmen den
Beschluss, dem Rat eine Sistierung des Geschäfts für zwei Jahre zu beantragen, damit
in dieser Zeit weitere Erfahrungen mit der Regelung gesammelt werden könnten. Im
Juni 2019 kam die Vorlage in die grosse Kammer. Neben dem Mehrheitsantrag auf
Sistierung lag dem Rat auch ein Minderheitsantrag Glanzmann (cvp, LU) vor, welcher auf
die Sistierung verzichten wollte. Eine Sistierung sei ein Spiel auf Zeit, welches für die
Schweizer Aussenpolitik einen Reputationsschaden zur Folge haben könnte,
begründete die Kommissionsminderheit ihren Antrag. Im Rat fanden beide Sichtweisen
Unterstützung, der Entscheid fiel knapp: Mit 89 zu 84 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde
der Minderheitsantrag angenommen und die Sistierung abgelehnt. Damit wird sich der
Rat also doch noch in absehbarer Zeit mit der Revision des Güterkontrollgesetzes
befassen müssen. 51
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Die Vorlage zum Verpflichtungskredit für ein nationales sicheres Datenverbundsystem
wurde im Juni 2019 im Nationalrat behandelt. Für die Sicherheitspolitische Kommission
des Nationalrates erläuterte Balthasar Glättli (gp, ZH) das Geschäft. Er wies darauf hin,
dass in der Kommission «von links und rechts» kritische Fragen gestellt worden seien,
diese jedoch nicht die Notwendigkeit eines unabhängigen Kommunikationsnetzes in
Frage stellten, sondern den Kostenrahmen von CHF 150 Mio., der vielen
Parlamentsmitgliedern als zu hoch erschien. In der Eintretensdebatte zeigte sich
dasselbe Bild: Das Vorhaben an sich wurde allseits begrüsst und gelobt, die Höhe des
Kredits sowie die Etappierung in drei Etappen stiess auf Kritik. Eintreten wurde
trotzdem ohne Gegenantrag beschlossen; in der Detailberatung wurde das Geschäft
ohne Änderungsanträge und ohne Diskussion gutgeheissen und in der
Gesamtabstimmung ohne Gegenstimme (mit 175 Stimmen bei 1 Enthaltung)
angenommen. 52
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Der Verpflichtungskredit für ein nationales sicheres Datenverbundsystem war im Juni
2019 vom Nationalrat angenommen worden. Im September des gleichen Jahres nahm
der Ständerat das Geschäft auf, bei dem es um den Kredit für die Schaffung eines
Kommunikationssystems geht, welches von den existierenden Kommunikationsnetzen
unabhängig ist. Zwar beantragte der Bundesrat für den Zeitraum 2020-2027 einen
Verpflichtungskredit von CHF 150 Mio., der Rat musste jedoch nur über eine erste
Tranche von CHF 14.7 Mio. befinden. Eine zweite Projekttranche wird der Bundesrat
gestützt auf den Projektfortschritt freigeben. Der Bundesrat wird das Parlament im
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Rahmen der jährlichen Budgetbeschlüsse über den Stand des Projektes informieren.
Auf dieser Grundlage kann das Parlament dann weitere Beschlüsse und die Freigabe der
jährlichen Tranchen beraten. 
Dieses Vorgehen mit Tranchen war in der kleinen Kammer unumstritten: Sie folgte dem
einstimmig gefassten Antrag ihrer Sicherheitspolitischen Kommission und nahm den
Verpflichtungskredit diskussionslos und einstimmig an. 53

Nachdem der Nationalrat eine Sistierung der Änderung des Güterkontrollgesetzes im
Juni 2019 abgelehnt hatte, befasste sich die SiK-NR in ihrer Sitzung von Mitte Januar
2020 erneut mit der Kontrolle von Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet-
und Mobilfunküberwachung. Die Kommission stimmte dem Vorhaben dieses Mal – nach
Entscheiden für Nichteintreten im Oktober 2018 und für Sistierung im April 2019 – klar
zu. Die Überführung der befristeten Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von
Gütern zur Internet- und Mobilfunküberwachung ins ordentliche Recht sei notwendig,
begründete die Kommissionsmehrheit ihren Entscheid. Der Rat wird sich
voraussichtlich in der Frühjahrssession 2020 wieder mit dem Geschäft befassen. 54
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Die Änderung des Güterkontrollgesetzes kam – nach Nichteintreten im Oktober 2018,
Sistierung im April 2019 und Zustimmung durch die SiK-NR im Januar 2020 – im März
2020 in die grosse Kammer. Der Rat trat ohne Widerstand auf die Vorlage ein, welche
die Überführung der Kontrolle von Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet-
und Mobilfunküberwachung von der entsprechenden Verordnung in das
Güterkontrollgesetz beinhaltet. Drei Minderheiten wollten die Vorlage noch
modifizieren: Eine Minderheit Fridez (sp, JU) beantragte, zusätzlich
Beratungsdienstleistungen in den Katalog der zu kontrollierenden Güter aufzunehmen.
Eine Minderheit Porchet (gp, VD) wollte die Kriterien der Dual-Use-Güter, also der
Güter, die sowohl zivil wie auch militärisch genutzt werden können, nicht übernehmen,
was quasi dazu führen würde, dass zukünftig alle Güter unter die Ausfuhrkontrolle fallen
würden. Eine Minderheit Flach (glp, AG) wollte zusätzliche Kriterien über die
Empfängerinnen und Empfänger von Güterausfuhren in das Gesetz aufnehmen.
Während es Nationalrat Flach darum ging, auch diese bereits in der geltenden
Verordnung enthaltenen Kriterien ins Gesetz zu übernehmen, erachtete es Nationalrat
Gmür (cvp, SZ) als unnötige Erweiterung der Gesetzesänderung. Alle drei
Minderheitsanträge fanden einzig bei den Fraktionen der SP und Grünen Anklang und
wurden entsprechend deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage
mit 193 Stimmen (ohne Gegenstimme, eine Enthaltung) angenommen. 55
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Nachdem die SIK-SR der Änderung des Güterkontrollgesetzes zur Überführung der
Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von Gütern zur Internet- und
Mobilfunküberwachung ins ordentliche Recht einstimmig zugestimmt hatte, folgte der
Ständerat dieser Empfehlung ohne grosse Diskussion und nahm die Vorlage in der
Sommersession 2020 einstimmig an. In den Schlussabstimmungen stimmten die beiden
Räte dem Geschäft jeweils ebenfalls einstimmig zu. 56
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Kleinsendungen mit gefälschten Waren aus dem Online-Handel sollten künftig
einfacher vernichtet werden können, um administrative Prozesse am Zoll zu
erleichtern. Das war das erklärte Ziel einer im Frühling 2023 vom Bundesrat
präsentierten Botschaft für eine Änderung im Immaterialgüterrecht. Durch die
Zunahme des Online-Handels habe das BAZG vermehrt aufwändige Arbeiten im
Zusammenhang mit Fälschungen in Kleinsendungen zu erledigen. Rechteinhaberinnen
und -inhaber – meist Unternehmen, welche die Rechte an einer Marke oder einem
Produkt besitzen – konnten mit dem Instrument der Hilfeleistung beim BAZG
beantragen, dass verdächtige Waren am Zoll zurückbehalten werden. Eine
Fristenregelung im bestehenden Recht führte allerdings dazu, dass solche Waren
faktisch erst vernichtet werden konnten, wenn die Rechteinhaberinnen und -inhaber
bereits ein gerichtliches Verfahren eingeleitet haben. Ein solches gerichtliches
Verfahren wäre nötig gewesen, falls sich die Bestellenden einer Vernichtung der
Fälschung widersetzt hätten. Für diese Vorbereitungen waren aufseiten der
Unternehmen und des BAZG erhebliche administrative Arbeiten notwendig. Da sich in
den allermeisten Fällen die Empfängerinnen und Empfänger jedoch einer Vernichtung
nicht widersetzten – es waren weniger als fünf Prozent der Betroffenen –, sollen die
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Waren nach einem neuen Verfahren automatisch vernichtet werden, wenn sich die
Bestellenden nicht innert einer bestimmten Frist beim BAZG dagegen wehren. Eine
Mitteilung an die Rechteinhaberinnen und -inhaber über eine zurückbehaltene Ware
sollte nur noch dann erfolgen, wenn sich die Bestellenden einer Vernichtung
widersetzen. Ein gerichtliches Verfahren müsste demnach auch nur in letzteren Fällen
eingeleitet werden. Über die direkt vernichteten Waren sollten die Rechteinhaberinnen
und -inhaber zudem periodisch und zusammengefasst informiert werden. Um das BAZG
zu entlasten und die nichtzollrechtlichen Erlasse zu standardisieren, sollte schliesslich
künftig das Eidgenössische Institut für Geistiges Eigentum IGE für die administrativen
Arbeiten nach dem Aufgriff der Sendung durch das BAZG zuständig werden.

In der Vernehmlassung, welche von Januar bis April 2020 stattgefunden hatte, waren
die bundesrätlichen Pläne zur Senkung der administrativen Aufwände grundsätzlich gut
angekommen. Zuspruch hatte auch die Bestimmung gefunden, wonach
Rechteinhaberinnen und -inhaber zwischen dem bestehenden und dem neuen
automatisierten Verfahren wählen können. Kritisiert worden war hingegen etwa
vonseiten economiesuisse und scienceindustries die Bestimmung, wonach
Rechteinhaberinnen und -inhaber gegenüber Bestellenden im Falle einer
unbegründeten Vernichtung der Ware ein Haftungsrisiko tragen, umgekehrt die
Bestellenden aber kein Haftungsrisiko eingehen. Um dieses Risiko zu verringern, sah der
Bundesrat in seiner Botschaft vor, dass eine Vernichtung der Ware frühstens drei
Monate nach der Mitteilung über die zurückbehaltene Ware erfolgen kann. In der
Vernehmlassung war des Weiteren von der CVP, economiesuisse und scienceindustries
gefordert worden, dass die periodischen Sammelmitteilungen mehr Informationen
enthalten. Der Bundesrat wollte deshalb bei den vernichteten Waren über die Absender
im In- und Ausland sowie über weitere durch das BAZG bereits protokollierte Daten
berichten, jedoch keine Auskunft über die Personen erteilen, die die Waren bestellt
haben, wie es economiesuisse gefordert hatte. Es sollte demnach «keine
Kriminalisierung» der Bestellenden stattfinden, erklärte die Landesregierung. Ein
Anspruch auf Schadenersatz der Antragsstellenden soll damit ausgeschlossen bleiben,
solange sich die Bestellenden der Vernichtung der gefälschten Waren nicht
widersetzen. 57

In der Herbstsession 2023 sprach sich der Nationalrat einstimmig für eine vom
Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Immaterialgüterrechts aus. Ziel der Änderung
war es, Kleinsendungen mit gefälschten Waren aus dem Online-Handel einfacher
vernichten zu können. Dazu sollten einerseits neue Regelungen bezüglich der
Vernichtung der potenziell gefälschten Waren eingeführt und andererseits
Kompetenzen vom BAZG auf das IGE übertragen werden.
Die WBK-NR hatte sich in der Vorberatung ohne Vorbehalte für die Gesetzesänderung
ausgesprochen und die Annahme der Gesetzesvorlage beantragt. Laut den
Kommissionssprecherinnen Valérie Piller Carrard (sp, FR) und Lilian Studer (evp, AG)
trägt die geforderte Anpassung des Immaterialgüterrechts dazu bei, wirtschaftliche
Verluste durch Fälschungen zu verringern, die Zollbehörde zu entlasten und
Konsumentinnen und Konsumenten vor gesundheitsschädlichen Fälschungen zu
schützen. Der Nationalrat kam dem Antrag seiner Kommission ohne Gegenantrag nach,
womit der Gesetzesentwurf an den Ständerat überwiesen wurde. 58
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Der Ständerat befasste sich im Dezember 2023 mit der bundesrätlichen Botschaft zur
Einführung eines vereinfachten Verfahrens zur Vernichtung von Kleinsendungen im
Immaterialgüterrecht. Für die WBK-SR liess Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU)
verlauten, dass die Kommission den Entwurf des Bundesrats wie bereits der Nationalrat
grundsätzlich begrüsse. Mittlerweile sei der Kommission aber von Seiten der Verwaltung
mitgeteilt worden, dass an zwei Stellen des Gesetzes Anpassungsbedarf bestehe.
Erstens war im Gesetz vorgesehen, dass die gefälschte Ware entweder vernichtet wird
oder die Fälschung den Antragstellerinnen und -stellern bzw. den Rechteinhaberinnen
und -inhabern zur Vernichtung überreicht wird. Da diese Übergabe in den allermeisten
Fällen per Post und nicht von Hand zu Hand geschehe, sollte die Formulierung von
«übergeben» in «überlassen» geändert werden. Zweitens sah der Gesetzesentwurf vor,
dass die Antragstellerinnen und -steller oder Rechteinhaberinnen und -inhaber
quartalsweise über die «Art und Menge der vernichteten Ware» informiert werden.
Laut der Kommissionssprecherin habe sich aber gezeigt, dass der Aufwand für die
Benachrichtigung geringer sei, wenn diese gleich nach der Vernichtung erfolgen kann.
Die Verwaltung schlug dementsprechend vor, das Wort «vierteljährlich» aus dem
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Gesetzestext zu streichen. Gmür-Schönenberger beantragte ihrem Rat, diese beiden
Änderungen in die Vorlage aufzunehmen und ansonsten dem Entscheid des
Nationalrats zu folgen.
Der Ständerat beschloss Eintreten ohne Gegenantrag. Den beiden Anpassungen
stimmte die kleine Kammer diskussionslos zu. Die Gesamtabstimmung passierte die
Vorlage bei 41 zu 0 Stimmen ohne Enthaltung einstimmig, womit das Geschäft mit den
beiden Änderungen als Differenzen an den Nationalrat überwiesen wurde. 59

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit den Differenzen, die der
Ständerat bei der Botschaft zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens zur
Vernichtung von Kleinsendungen geschaffen hatte. Diese Differenzen betrafen zwei
geringfügige Änderungen im Gesetzestext. Priska Wismer-Felder (mitte, LU) und Valérie
Piller Carrard (sp, FR) beantragten im Namen der WBK-NR, dem Ständerat in den
beiden Punkten zu folgen. Auch Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider stellte sich
hinter die beiden Änderungen, welche lediglich technischer Natur seien und am Kern
der Vorlage nichts ändern würden. 
Nachdem alle Fraktionen auf ein Votum verzichtet hatten, nahm der Nationalrat die
vom Ständerat vorgeschlagenen Änderungen diskussionslos an. 

In der Schlussabstimmung herrschte in beiden Räten bei 198 bzw. 44 zu 0 Stimmen
ohne Enthaltungen Einstimmigkeit, womit das Geschäft erledigt war. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.2023
LENA BALTISSER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medien

Nachdem die KVF-NR im Februar 2021 ein weiteres Mal zum Entwurf des
Massnahmenpakets zugunsten der Medien zusammengekommen war, beugte sich in
der Frühjahrssession 2021 der Nationalrat zur Detailberatung über das Dossier. Die
umfangreiche Debatte wurde wie bereits in vorangehenden Sitzungen in drei Blöcke
aufgeteilt: Der Erste betraf die durch das Postgesetz geregelte indirekte
Presseförderung, der zweite Block nahm sich Anpassungen betreffend das RTVG an und
im dritten Block schliesslich wurde über die Förderung von Online-Medien beraten. 

Tages- und Wochenzeitungen, welche ihre gedruckten Ausgaben von der Post austeilen
lassen, erhielten bis anhin eine Zustellermässigung in Höhe von CHF 30 Mio. Im ersten
Diskussionsblock betreffend die indirekte Presseförderung teilte der Nationalrat die
Ansicht des Ständerats, diesen Betrag auf CHF 50 Mio. zu erhöhen. Ebenso sollen für
Früh- und Sonntagszustellungen neu CHF 40 Mio. zur Verfügung stehen. Damit folgte
der Nationalrat auf Anraten seiner Kommission dem Entscheid des Ständerats, gemäss
dem Credo: «Jede Zeitung, die zur Leserin, zum Leser kommt, ist eine gute Zeitung»
(Aebischer, sp, BE). Auch die Gelder für die Stiftungs- und Mitgliedspresse sollen von
CHF 20 Mio. auf 30 Mio. erhöht werden, womit der Nationalrat der
Kommissionsminderheit und somit dem Beschluss des Ständerates folgte; dieser
Entscheid fiel nach wiederholter Abstimmung mit 97 zu 96 Stimmen bei 2 Enthaltungen
sehr knapp aus. Die erneute Abstimmung war wegen eines Ordnungsantrags Regazzi
(mitte, TI) notwendig geworden, weil anscheinend einige Ratsmitglieder nicht auf die
erste Abstimmung vorbereitet gewesen waren und diese so verpasst hatten. Diverse
andere Minderheitenanträge sahen derweil vergeblich Anpassungen der ständerätlichen
Beschlüsse vor, wie etwa die Forderung zur Streichung der Bedingung, es müsse sich
um Abonnementszeitschriften handeln, damit die Unterstützung beansprucht werden
könne.

Viel zu reden gab im zweiten Block Artikel 26a des RTVG, denn dieser sah vor, der SRG
zusätzliche Einschränkungen im Online-Bereich aufzuerlegen, obschon Auflagen für die
SRG ursprünglich nur marginal hätten diskutiert werden sollen. Gefordert wurde,
Online-Beiträge des gebührenfinanzierten Radios und Fernsehens auf 1'000 Zeichen zu
beschränken. Zudem müsse bei Texten fortan ein zeitlicher und inhaltlicher
Sendungsbezug bestehen. Denn, so argumentierte Kommissionssprecher Kutter (mitte,
ZH) im Sinne der Kommissionsmehrheit, die SRG würde zunehmend in den schriftlichen
Bereich vordringen und dort die privaten Anbieter bedrängen. Diesem Argument
entgegnete Bundesrätin Sommaruga, dass Beschränkungen bereits in den neu
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bestimmten Konzessionen ausgehandelt worden seien und die nun diskutierten
Bestimmungen auf einen Teil des Angebots abziele, der nicht in Konkurrenz mit
privaten Anbietern stehe und vom Publikum generell geschätzt würde (Kultur, Religion,
Bildung). Auch eine Kommissionsminderheit Pult (sp, GR) betonte, mehr
Einschränkungen würden dem Service public schaden. Letztlich folgte der Nationalrat
aber der Mehrheit seiner Kommission und stimmte mit 122 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen dafür, das Angebot und den Umfang der Onlinetextbeiträge der SRG zu
limitieren. Ausgenommen von den Beschränkungen wären Inhalte in rätoromanischer
Sprache. Gleichzeitig sprach sich der Nationalrat für die Förderung von Aus- und
Weiterbildungsmöglichkeiten für Journalistinnen und Journalisten aus. Präzisiert
wurden die Voraussetzungen für Unterstützungsgelder seitens des BAKOM durch einen
angenommenen Einzelantrag Aebischer (sp, BE). Keine Mehrheit fand ein Antrag der
Kommissionsmehrheit, jungen Erwachsenen Mediengutscheine in der Höhe von bis zu
CHF 100 zu schenken, damit diese quasi auf den Geschmack des Medienkonsums
kommen. Mit 97 zu 95 Stimmen bei 2 Enthaltungen lehnte der Nationalrat diese Idee
knapp ab.

Im dritten Block wurde über das eigentliche Kernanliegen des Pakets beraten, die
Förderung der Online-Medien. Einig waren sich alle, dass die Demokratie auf Medien
angewiesen sei und deren Vielfalt gross sein müsse. Nicht alle fanden aber, dass
staatlich unterstützte Online-Medien Sinn machen: Gregor Rutz (svp, ZH) beantragte die
Streichung der geplanten Hilfsgelder (CHF 30 Mio.), da die Vielfalt an Online-Medien
unerreicht sei und staatliche Unterstützung lediglich nicht-profitable Unternehmen
künstlich am Leben erhalten würde. Bundesrätin Sommaruga entgegnete, im Online-
Markt werde das Angebot massgeblich durch grosse ausländische Konzerne wie Google
oder Facebook bestimmt. Diese ausländischen Grosskonzerne würden sicher nie
darüber berichten, wenn in einer Schweizer Gemeinde ein Schulhaus gebaut werde,
weshalb es lokale Online-Angebote auch zukünftig brauche. In den folgenden
Detailabstimmungen sprach sich der Nationalrat für die Förderung aus: Der Antrag Rutz'
zur Streichung dieser Unterstützung wurde mit 109 zu 83 Stimmen bei 2 Enthaltungen
abgelehnt. Hier neu hinzugekommen ist der Beschluss des Nationalrats, eine Starthilfe
für neu gegründete Online-Medien zu schaffen (angenommen mit 106 zu 87 Stimmen
bei 2 Enthaltungen).
Eine Differenz zum Stände- und Bundesrat schuf der Nationalrat betreffend die Höhe
der Unterstützungsgelder für Online-Medien: Während erstere eine Unterstützung in
der maximalen Höhe von 80 Prozent des anrechenbaren Umsatzes der Unternehmen
vorsahen, beabsichtigte der Nationalrat diese Hilfe auf maximal 60 Prozent des
Umsatzes zu senken. Auch die Dauer der Unterstützung möchte der Nationalrat auf fünf
Jahre anstatt die vom Ständerat vorgesehenen zehn Jahre herabsetzen.

In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit 111 zu 67 Stimmen bei 17 Enthaltungen
angenommen. Abgelehnt wurden die Massnahmen von einem Grossteil der SVP-
Fraktion sowie von Teilen der FDP.Liberalen und der GLP. Die neuen Bestimmungen
dürften frühestens 2023 und damit ein Jahr später als ursprünglich geplant in Kraft
treten. Zur Differenzbereinigung ging das Geschäft erneut an den Ständerat. 61

Im Vorfeld zur Sondersession im Mai 2021 beriet die KVF-SR im April über die
Differenzen beim Massnahmenpaket zugunsten der Medien. Die ständerätliche
Kommission beantragte ihrem Rat einstimmig, die im März vom Nationalrat geforderten
Einschränkungen des Online-Angebotes der SRG wieder aus dem Entwurf zu streichen,
denn, so die Begründung der Kommission, mit den neuen Konzessionen seien der SRG
diesbezüglich bereits Einschränkungen auferlegt worden. Mit 10 zu 3 Stimmen
beantragte die Kommission ferner, die Abgabenanteile für sogenannte
abgabenanteilberechtigte TV- und Radioveranstalter bei mindestens acht Prozent
festzulegen; der Nationalrat hatte sich für sechs Prozent ausgesprochen. Betreffend die
finanzielle Unterstützung für journalistische Aus- und Weiterbildung schlug die KVF-SR
mit 6 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen vor, dass nur Institutionen von
Unterstützungsleistungen profitieren sollen, deren Diplome und Zertifikate anerkannt
und dem Niveau der Tertiärstufe B entsprechen würden. Einig mit dem Bundesrat war
sich die Kommissionsmehrheit, Beiträge für Online-Medien-Förderung bei 80 Prozent
des von den Unternehmen generierten Umsatzes festzulegen. Eine
Kommissionsminderheit wollte den Ansatz auf 70 Prozent reduzieren. Ohne
Gegenstimme einigte sich die Kommission schliesslich auf die Geltungsdauer der
Medienförderung: Hier hielt sie an der im Juni 2020 vom Ständerat besprochenen
Version fest, welche eine Laufzeit von zehn Jahren vorsah; im Nationalrat wurde eine
Dauer von lediglich fünf Jahren gefordert. 62
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Am 1. Juni beriet der Ständerat die Differenzen zum Nationalrat beim
«Massnahmenpaket zugunsten der Medien». Zu Beginn der Sitzung kamen die
Einschränkungen zur Sprache, welche der Nationalrat der SRG im Online-Angebot
auferlegen wollte. Sowohl Kommissionssprecher KVF-SR Engler (mitte, GR) als auch
Bundesrätin Sommaruga empfahlen dem Rat, diese abzulehnen. Das bereits mehrfach
aufgeführte Argument, solche Einschränkungen würden bereits mittels Konzessionen
geregelt und seien daher im Gesetz überflüssig, kam hier erneut zu tragen und
vermochte den Ständerat zu überzeugen. Er folgte somit seiner Kommission und der
Bundesrätin, die Differenz blieb bestehen.
Eine weitere Differenz blieb bestehen, indem der Ständerat seiner Kommission folgend
darauf beharrte, die Höhe der Gebührenanteile für konzessionierte TV- und
Radioveranstalter bei acht Prozent festzulegen, während der Nationalrat hier sechs bis
acht Prozent gefordert hatte.
Etwas nähergerückt ist eine Lösung bezüglich der Frage nach der Unterstützung von
Aus- und Weiterbildungsangeboten für Journalistinnen und Journalisten. Hier
entschied sich der Ständerat für den Kompromissvorschlag der Kommissionsmehrheit,
all jene Angebote zu unterstützen, welche einem akademischen Abschluss entsprächen
und branchenweit anerkannt seien. Auch Sommaruga unterstützte den Vorschlag:
Wichtig sei das Resultat und die Qualität der Ausbildung, nicht der Ort. Wie vom
Nationalrat gefordert können somit alle Ausbildungsstätten, also etwa auch
verlagsabhängige, von Geldern profitieren. Neu hinzugekommen vom Ständerat war,
dass die Ausbildung der Tertiärstufe B entsprechen müsse.
Als die Online-Medien zur Sprache kamen, entwickelte sich die Beratung zu einer
Grundsatzdebatte. Ruedi Noser (fdp, ZH) fragte, was denn das überhaupt sei, ein
«Online-Medium». Egal ob Print, Radio, Fernsehen oder eben online, es sei doch heute
alles dasselbe, denn Inhalte würden stets von Redaktionen produziert und dabei spiele
es keine Rolle, ob eine Redaktion nun Online-Inhalte oder Print-Inhalte schreibe,
bedient würden alle Kanäle. Noser sah also den Sinn in einer separaten Förderung nicht
und beantragte, die Online-Hilfe gleich ganz aus dem Paket zu streichen, auch aus
Angst, bei einem Referendum gegen das Paket könnte sich dieser Punkt als
Schwachstelle erweisen. Mehrere Ratsmitglieder und schliesslich Bundesrätin
Sommaruga widersprachen Nosers Argumentation. Sommaruga verwies darauf, dass ja
auch Radio und Fernsehen via das separate RTVG geregelt seien. Die Notwendigkeit der
Online-Medien-Förderung erklärte sie ferner damit, dass eine Zeitung beispielsweise
für abonnierte Printausgaben von der Zustellermässigung profitieren könne, nicht aber
Unterstützung erhalte, wenn jemand das Angebot nur digital abonniert habe. Es
brauche also beides, damit die Medienförderung ganzheitlich funktioniere, auch, weil
es Angebote gebe, die rein digital seien. Schliesslich lehnte der Ständerat Nosers
Einwand mit 28 zu 16 Stimmen ab und stimmte einem auch von Sommaruga
unterstützten Minderheitenantrag zu, der vorsah, die Onlinemedien mit 70 Prozent
ihres anrechenbaren Umsatzes zu unterstützen. Hier kam der Ständerat, welcher
ursprünglich 80 Prozent forderte, den vom Nationalrat geforderten 60 Prozent
entgegen. Allerdings erachtete der Ständerat die vom Nationalrat geforderte
Unterstützungsdauer von fünf Jahren als zu kurz und beharrte auf einer Dauer von zehn
Jahren. Zudem wollte der Ständerat nicht, dass auch Startups von Hilfsangeboten
profitieren können, wie dies der Nationalrat in der Frühjahressession gefordert hatte,
sondern nur bestehende Angebote Unterstützung erhalten sollen. Damit ging das
Geschäft zurück an den Nationalrat. 63
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Mit den verbleibenden Differenzen gelangte das «Massnahmenpaket zugunsten der
Medien» zurück in den Nationalrat. Auch weiterhin möchte dieser das Online-Angebot
der SRG stärker einschränken, da er dadurch die Chancengleichheit zwischen der SRG
und privaten Anbietern gefördert sah. Einen Minderheitenantrag Pult (sp, GR) der KVF-
NR, diese Restriktion zu streichen und damit dem Ständerat zu folgen, scheiterte. Mit
115 zu 81 Stimmen hielt der Nationalrat an seiner Variante fes. Auch hielt der Nationalrat
an seinem Entwurf fest, die Höhe des Gebührenanteils für konzessionierte Radio- und
TV-Veranstalter als Bandbreite zwischen 6 und 8 Prozent anzusetzen. Der Ständerat
wollte diese auf mindestens 8 Prozent festlegen.
Obwohl die Kommissionsmehrheit dem Nationalrat empfahl, bezüglich der
Förderungsdauer dem Kompromiss des Ständerats von sieben Jahren zuzustimmen –
der Bundesrat hatte ursprünglich eine Dauer von zehn Jahren vorgesehen –, beharrte
die grosse Kammer mit 99 zu 96 Stimmen auf der von ihr vorgesehenen
Förderungsdauer von fünf Jahren. Damit folgte sie der Kommissionsminderheit Christ
(glp, BS). Ferner hielt der Nationalrat entgegen dem vom Ständerat gemachten
Vorschlag, die Höhe der Finanzierung auf 70 Prozent des Unternehmensumsatzes
festzulegen, an seinen 60 Prozent fest.
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Weiterhin bestand der Nationalrat auf seinen Vorschlag, wonach auch Startups von den
Fördergeldern profitieren können sollen. Dadurch sollen gezielt neue Projekte
gefördert und die Medienvielfalt gestärkt werden können. Mit 138 zu 54 Stimmen bei 4
Enthaltungen stimmte der Nationalrat den Empfehlungen der Kommissionsmehrheit zu.
Die Differenz zum Ständerat, welcher eine Streichung dieser Startuphilfe empfahl,
konnte somit nicht getilgt werden. 

An anderen Stellen konnten schliesslich Differenzen abgebaut werden, sodass die
Möglichkeit auf Einigung zumindest etwas näher rückte. Der Nationalrat unterstützte
die Anpassung eines Artikels, welcher sicherstellen sollte, dass finanzielle Mittel nicht
ins Ausland abfliessen. So soll es für ein Unternehmen oder eine Nachrichtenagentur
zwar möglich sein, Geschäftsverbindungen ins Ausland zu unterhalten, etwa um eine
seriöse Auslandberichterstattung sicherzustellen, allerdings sollen über die Zeitspanne,
während der ein Unternehmen finanzielle Unterstützung erhält, keine Dividenden
ausgeschüttet werden können. Der Nationalrat stimmte hier dem Vorschlag des
Ständerats mit 113 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu.
Betreffend die journalistischen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zeigte der
Nationalrat Zugeständnisse an den Ständerat und unterstützte, dass die Zertifikate
landesweit von der Branche anerkannt werden müssen. Er wollte jedoch entgegen dem
Vorschlag der kleinen Kammer auf die Bedingung verzichten, dass die Zertifikate dem
tertiären Bildungsniveau entsprechen müssen. 64

Ein letztes Mal ging das «Massnahmenpaket zugunsten der Medien» zur
Differenzbereinigung zurück in den Ständerat. Sollte danach im Nationalrat keine
Einigung erzielt werden, würde das Geschäft in eine Einigungskonferenz gelangen. Und
die Zeichen deuteten eindeutig auf letzteres hin: Weiterhin hielt der Ständerat
einstimmig an seiner Position fest, den Onlinebereich der SRG nicht weiter
einzuschränken. Damit folgte er den Empfehlungen seiner Kommission und der
Bundesrätin Sommaruga erneut, welche wiederholten, dies sei eine Sache der
Konzessionen und nicht dieses Medienpakets. Fest hielt der Ständerat auch an der
Höhe des Abgabenanteils für die privaten Radio- und Fernsehsender von mindestens 8
Prozent. Der Nationalrat forderte hier ein Abgabenanteil von 6 bis 8 Prozent.
Sommaruga hielt hierzu fest, dass man sich immerhin in beiden Räten einig sei, dass
der Gebührenanteil erhöht werden sollte (seit 2016 beträgt dieser 4 bis 6 Prozent,
wobei er sich bei 6 Prozent eingependelt hatte). 

Einen Kompromissvorschlag machte der Ständerat betreffend Dauer und Höhe der
Unterstützungsgelder: Er stimmte dafür, die Dauer der Finanzierung auf 7 Jahre
festzulegen und somit nicht auf die wie von ihm bisher gewünschten 10 Jahre,
respektive die vom Nationalrat veranschlagten 5 Jahre. Eine erste Evaluation der
Förderungen solle dadurch nach vier Jahren erfolgen und nicht nach drei Jahren, wie
dies der Nationalrat wünschte. Im Gegenzug lenkte der Ständerat bezüglich der Höhe
der Unterstützungsgelder ein: Er akzeptierte die vom Nationalrat gewünschten 60
Prozent und wich so von seinen 70 Prozent ab. Einigung gab es betreffend die Aus- und
Weiterbildungsmöglichkeiten für Medienschaffende. Hier folgte der Ständerat dem
Vorschlag des Nationalrats, dass vom Medienpaket finanziell unterstützte
Ausbildungsplätze landesweit branchenintern anerkannt sein müssen, wobei er die
Bedingung fallen lies, dass die ausgestellten Zertifikate dem tertiären Bildungsniveau zu
entsprechen hätten. Auch der anfänglich von ihm abgelehnten Start-Up-Förderung
stimmte der Ständerat in dieser Sitzung zu und entschied so im Sinne des
Nationalrats. 65
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Ein letztes Mal vor dem Einsetzen einer allfälligen Einigungskonferenz beriet der
Nationalrat in der Differenzbereinigung über das «Massnahmenpaket zugunsten der
Medien».  Nach langem Hin- und Her zwischen den beiden Kammern lenkte der
Nationalrat schliesslich ein und schloss sich der Ansicht des Ständerats an, der SRG im
Onlinebereich keine weiteren Einschränkungen aufzuerlegen. Eine Minderheit Rutz
(svp, ZH) versuchte vergeblich, den Nationalrat dazu zu bringen, an den
Einschränkungen festzuhalten. Mit  121 zu 65 Stimmen bei 5 Enthaltungen stimmte der
Nationalrat dem Entwurf des Ständerats in diesem Punkt zu. Ebenfalls eine Einigung
konnte bezüglich der Dauer und Evaluation der Medienfinanzierung erzielt werden: Mit
114 zu 71 Stimmen bei 6 Enthaltungen stimmte der Nationalrat dem
Kompromissvorschlag des Ständerats zu. Damit wurde die Dauer auf 7 Jahre festgelegt
und eine Evaluation der Förderungswirkung auf die Unternehmen muss somit nach 4
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Jahren vorgenommen werden.

Eine Differenz vermochte schliesslich auch diese Sitzung nicht zu tilgen: Die
nationalrätliche Kommission empfahl ihrem Rat – allerdings bei 10 Enthaltungen –,
betreffend der Höhe des Gebührenanteils für konzessionierte Radio- und TV-
Veranstalter an den 6 bis 8 Prozent festzuhalten und nicht dem Entwurf des Ständerats,
welcher mindestens 8 Prozent forderte, zuzustimmen. Die KVF-NR, so
Kommissionssprecher Kutter (mitte, ZH), wolle damit erwirken, dass die
Gebührenanteile nach oben begrenzt werden und «Ungleichheiten zwischen den
konzessionierten und den nichtkonzessionierten privaten Anbietern» vermieden
werden können. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation, womit das Geschäft in die
Einigungskonferenz ging. 66

Le Conseil National et le Conseil des États n'ayant pu trouver de terrain d'entente sur
un aspect du paquet d'aide aux médias à la suite de la procédure d'élimination des
divergences, une conférence de conciliation a été instituée. Alors que la chambre du
peuple souhaitait attribuer 6 à 8 pour cent du produit de la redevance radio-télévision
aux diffuseurs privés au bénéfice d'une concession, son homologue des cantons
proposait elle de fixer ce taux à «au moins 8 pour cent». Une contre-proposition a été
soumise à la conférence de conciliation, ôtant le «au moins» de la proposition du
Conseil des États afin d'empêcher la quote-part de dépasser 8 pour cent. Le conseiller
national Frédéric Borloz (plr, VD), s'exprimant au nom de la CTT-CN, précisait qu'une
seconde contre-proposition n'avait pas été retenue. D'après celle-ci, ce sont 6 à 9 pour
cent de la quote-part qui auraient été attribués aux diffuseurs d'informations privés. 
Par 17 voix contre 9 et aucune abstention, la conférence de conciliation a adopté la
proposition émanant du National, c'est-à-dire un taux de 6 à 8 pour cent. Elle a été
suivie par les deux chambres. Le Conseil National s'est prononcé par 130 voix contre 46
(1 abstention) en faveur de la proposition, le Conseil des États par 31 voix contre 6 (2
abstentions). 
L'élimination de cette dernière divergence a permis de soumettre le train de mesures
en faveur des médias au vote final. La loi a été acceptée par la chambre basse par 115
voix contre 75 et 6 abstentions, tandis que le sénat s'est montré favorable au projet par
28 voix contre 10 et 6 abstentions. Alors que le groupe UDC a presque unanimement
refusé l'objet – seul Thomas Minder (indépendant, SH) l'a accepté, tandis que Marco
Chiesa (udc, TI), Werner Salzmann (udc, BE) et Jakob Stark (udc, TG) se sont abstenus –
d'autres réfractaires émergeaient des rangs du PLR, des Vert'libéraux et du groupe du
Centre. Les opposant.e.s ont déjà signifié leur intention de lancer un référendum. 67
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Presse

Die PTT hielt am Drittelsmodell fest, welches im Rahmen der Revision des
Postverkehrgesetzes die Zeitungstransporttaxen zu gleichen Teilen zwischen PTT, Bund
und Verlegern aufteilen will. Danach hätte jede der drei Parteien rund 90 Mio Fr. zu
erbringen, um die defizitären Postdienstleistungen zu entlasten. Verleger wehrten sich
vehement gegen diese Kürzung der öffentlichen Förderung im Pressewesen, auch weil
diese für viele Regional- und Lokalzeitungen existenzbedrohend wäre. In einem
Grundsatzurteil hat das Bundesgericht entschieden, dass die PTT für Sendungen ohne
Adresse keine verbilligte Posttaxe gewähren muss. Die billigere Zeitungstransporttaxe
sei jenen Publikationen vorbehalten, deren Empfang der Bezüger selber wünsche und
dies mit einem entgeltlichen Abonnement bekunde. Die Klage ging von zwei
Gratispublikationen sowie einer Computerzeitschrift aus, welche alle drei vorwiegend
Werbe- und Geschäftszwecke verfolgen. Die PTT kündigte an, dass sie rund 3000 der
6000 Fachblätter überprüfen werde, welche gegenwärtig von den Vorzugstaxen
profitieren. 68
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